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Staat heißt das kälteste aller kalten Ungeheuer. Kalt lügt es auch; und diese Lüge kriecht 
aus seinem Munde: Ich, der Staat, bin das Volk. 
Friedrich Nietzsche (1844-1900, deutscher Philosoph und Dichter) 

Der Staats- und Parteichef der DDR, Erich Honecker, stattete der Bundesrepublik Deutsch-
land vom 7. bis zum 11. September 1987 einen offiziellen Staatsbesuch ab.  
Erich Honecker betonte damals während seiner Rede in Bonn (x092/1136): >>Die Entwick-
lung unserer Beziehungen ... ist von den Realitäten dieser Welt gekennzeichnet und sie bedeu-
ten, daß Sozialismus und Kapitalismus sich ebensowenig vereinigen lassen wie Feuer und 
Wasser ... 
Wenn wir gemeinsam hinwirken, ... dann wird auch der Tag kommen, an dem Grenzen uns 
nicht mehr trennen, sondern vereinen, so wie uns die Grenze zwischen der DDR und der 
Volksrepublik Polen vereint.<< 
Michail Gorbatschow, Generalsekretär der KPdSU, wurde am 1. Oktober 1988 zum Vorsit-
zenden des Obersten Sowjet gewählt. Gorbatschow, der als Reformer galt, wußte damals 
längst, daß er die zunehmenden Versorgungsengpässe in der Sowjetunion ohne westliche Hil-
fe nicht lösen konnte.  
Der sowjetische Staats- und Parteichef Michail Gorbatschow forderte die SED-Führung am 6. 
Oktober 1989 anläßlich des 40. Jahrestages der DDR-Gründung indirekt auf, Reformen einzu-
leiten - "Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben" ... 
In Leipzig duldete die SED-Regierung am 9. Oktober 1989 erstmals eine Demonstration von 
50.000-70.000 Teilnehmern - "Wir sind das Volk - keine Gewalt ...". 
Am 18. Oktober 1989 trat Staats- und Parteichef Erich Honecker zurück und wurde durch 
Egon Krenz abgelöst. 
Über 1.000.000 Ost-Berliner demonstrierten am 4. November 1989 für Freiheit und Demokra-
tie (x175/820). Es war die größte freie Demonstration, die jemals in der DDR stattfand. 
Am 22. Dezember 1989 wurde in Ostberlin das Brandenburger Tor geöffnet. 
In der DDR fanden am 18. März 1990 die ersten freien Wahlen zur Volkskammer der DDR 
statt - "Allianz für Deutschland" aus CDU, DSU und DA = 48,2 %, SPD = 21,8 %, PDS = 
16,3 % ... -. Die Wahlbeteiligung lag bei 93,2 % (x101/173). 
Die Berliner Zeitung "TAZ" berichtete am 19. März 1990 über die ersten freien Wahlen zur 
Volkskammer der DDR (x303/173): >>... Kohl hat sich im Wahlkampf für den Anschluß, für 
die Teilhabe der DDR-Bürger am westlichen Wohlstand, für das Versprechen von der Erlö-
sung vom Dasein eines Deutschen zweiter Klasse verbürgt. 
Eine Mehrheit der DDR-Wähler wollte Gleichheit jetzt – und sei es nur als Garantie von ma-
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teriellen Symbolen der Gleichheit.<< 
Das niederländische Wochenmagazin "Elsevier" veröffentlichte am 7. April 1990 ein Inter-
view mit dem polnischen Politiker Lech Walesa - seit Dezember 1990 bis Ende 1995 Staats-
präsident - über die polnischen Sorgen nach der deutschen Wiedervereinigung (x309/45): 
>>... Falls die Deutschen von neuem Instabilität in Europa verursachen sollten, in welcher 
Form auch immer, dann wird es in Zukunft nicht mehr zu einer Teilung Deutschlands kom-
men, sondern wird Deutschland von der Landkarte ausradiert werden. Mit der fortgeschritte-
nen Technologie sind Ost und West gemeinsam imstande, dieses Urteil zu vollstrecken. Falls 
Deutschland nochmals beginnt, gibt es keine andere Lösung. ...<< 
Der Deutsche Bundestag in Bonn und die DDR-Volkskammer in Ost-Berlin verabschiedeten 
am 21. Juni 1990 den Staatsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik.  
Die Bundestagsdebatte vom 21. Juni 1990 endete mit dem Ausruf des Grünen-Abgeordneten 
Briefs: "Es darf nie wieder Deutschland geben. Nie wieder Deutschland!"  
Beifall bei Abgeordneten der Grünen.<< 
Der Deutsche Bundesrat stimmte am 22. Juni 1990 dem Staatsvertrag und der Entschließung 
über die deutsch-polnische Grenze zu. 
Die DDR-Volkskammer beschloß am 22. August 1990 den Beitritt der DDR nach Artikel 23 
des Deutschen Grundgesetzes. Beitrittstermin der DDR zum Geltungsbereich des Grundgeset-
zes wurde der 3. Oktober 1990. 
Vertreter der deutschen Regierungen unterzeichneten am 31. August 1990 in Ost-Berlin den 
Einigungsvertrag über die Herstellung der Einheit Deutschlands.  
Am 12. September 1990 wurde in Moskau das Abschlußdokument der "Zwei-plus-Vier-Ver-
handlungen" von den Außenministern der beteiligten Länder unterzeichnet. 
Bundeskanzler Kohl erklärte am selben Tag in der Sitzung des Bundeskabinetts zur Unter-
zeichnung des Vertrages in Moskau vom 12. September 1990 (x101/307): >>... Fertiggestellt 
ist auch der durch die Währungsumstellung in der DDR zum 1. Juli dieses Jahres erforderli-
che Vertrag über einige überleitende Maßnahmen. 
Sein Schwerpunkt ist die finanzielle Regelung für die sowjetischen Streitkräfte auf dem Ge-
biet der heutigen DDR. Es geht dabei um 
- Aufenthaltskosten, die die sowjetische Seite grundsätzlich selbst trägt, zu denen wir aber 
beisteuern; 
- Rücktransportkosten; 
- Wiedereingliederungskosten, wobei ein Wohnungsbauprogramm in der Sowjetunion und 
Umschulungsmaßnahmen im Vordergrund stehen. 
Unser Gesamtaufwand wird sich auf zirka 12 Milliarden DM in 4 Jahren belaufen. ...<< 
 
Der völkerrechtliche Status der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik im Jahre 1990 
Am 3. Oktober 1990 trat die Deutsche Demokratische Republik der Bundesrepublik Deutsch-
land bei. Gemäß Einigungsvertrag vom 29.09.1990 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik wurden die Länder Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen am 3. Oktober 1990 Länder der Bun-
desrepublik Deutschland, obgleich man die neuen Länder der Deutschen Demokratischen Re-
publik erst am 14. Oktober 1990 bildete!!! Der 3. Oktober ist seither ein gesetzlicher Feiertag: 
"Tag der deutschen Einheit".  
Infolge des Inkrafttretens des Staatsvertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR gehörten die fünf neuen Bundesländer seit dem 3. Oktober 1990 zur EG. 
Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik waren bis zum 
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Abschluß des "Zwei-Plus-Vier-Vertrages" keine souveränen Staaten, weil das Deutsche Reich 
völkerrechtlich nie untergegangen ist. Es handelte sich lediglich um Besatzungskonstrukte der 
alliierten Siegermächte, aber um keine Staaten im völkerrechtlichen Sinn, denn sie verfügten 
nicht über die klassischen Merkmale eines Staates: Staatsgebiet, Staatsvolk und Staatsgewalt. 
Weder die Bundesrepublik Deutschland noch die Deutsche Demokratische Republik waren 
völkerrechtlich politisch und ökonomisch unabhängige Staaten. 
Bei der sogenannten Wiedervereinigung der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik handelte es sich lediglich um die Vereinigung von zwei ehemaligen 
Besatzungszonen der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges bzw. von zwei unsouveränen, 
abhängigen Staatsgebilden. Die von den Siegermächten gegründete BRD und die DDR waren 
nie souveräne Staaten.  
In der Bundesrepublik Deutschland (BRD) waren die freien, geheimen Wahlen zwar frei und 
geheim, aber die gewählten Parteien und Abgeordneten konnten die Interessen des deutschen 
Volkes nicht souverän vertreten. Aufgrund des Besatzungsstatutes, der geheimen Zusatzver-
träge (Ruhrstatut und Zwangsmitgliedschaft in den Folgegemeinschaften Europäische Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, EG und EU) sowie der zahlreichen ge-
heimen Vorbehaltsrechte handelten die gewählten Parteien und Abgeordneten seit Gründung 
der BRD im Auftrag und nach den Vorgaben der alliierten Siegermächte. Insofern waren alle 
bisher durchgeführten Wahlen in der BRD (wie auch in der DDR) überflüssige Pseudowahlen.  
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 27. Februar 2010 über eine Rede des SPD-
Politikers Sigmar Gabriel (von 2009-2017 SPD-Vorsitzender): >>Parteitag in Dortmund: 
SPD-Chef Gabriel holzt gegen Union und FDP 
Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel hat auf dem Sonderparteitag in Dortmund den Angriff 
auf Schwarz-Gelb in Nordrhein-Westfalen ausgerufen. … 
Der Bundesregierung aus Union und FDP warf Gabriel Unfähigkeit vor. … "Wir haben gar 
keine Bundesregierung", fügte Gabriel unter dem Beifall der rund 450 Delegierten hinzu. 
Vielmehr sei Kanzlerin Angela Merkel, CDU, "Geschäftsführerin einer neuen Nichtregie-
rungsorganisation in Deutschland". …<< 
Der deutsche CSU-Politiker Horst Seehofer, seit 2008 bayerischer Ministerpräsident, erklärte 
am 20. Mai 2010 während einer Unterhaltung mit dem Kabarettisten Erwin Pelzig 
(x317/151): >>… Diejenigen, die entscheiden, sind nicht gewählt, und diejenigen, die gewählt 
werden, haben nichts zu entscheiden.<< 
Egon Bahr, von 1972-1976 SPD-Bundesminister, schrieb am 16. Oktober 2011 in der Wo-
chenzeitung "JUNGE FREIHEIT": >>"Lebenslüge der Bundesrepublik" 
Von einem "Unterwerfungsbrief" sprach Willy Brandt und lehnte eine Unterzeichnung zu-
nächst empört ab: "Schließlich sei er zum Bundeskanzler gewählt und seinem Amtseid ver-
pflichtet. Die Botschafter (der Alliierten) könnten ihn wohl kaum absetzen! Da mußte er sich 
belehren lassen, daß schon Adenauer diese Briefe unterschrieben hatte und danach Erhard 
und danach Kiesinger." So schilderte es Egon Bahr 2009 in der "Zeit" und machte damit 
erstmals die Existenz der sogenannten "Kanzlerakte" öffentlich. Nun nimmt er hier zum zwei-
ten Mal dazu in einer Zeitung Stellung. … 
Daß über die geschilderten Realitäten geschwiegen wurde, hat einen einfachen Grund. Es war 
eine der Lebenslügen der alten Bundesrepublik, 1955 mit dem Beitritt zur Nato zu behaupten, 
wir wären souverän geworden. Im obersten Ziel der Einheit der Nation waren wir es nie. Die 
Bundesregierung und die drei Westmächte hatten 1955 dasselbe Interesse: Über die fortdau-
ernde Einschränkung der deutschen Selbstbestimmung nicht zu sprechen. …<< 
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag wurde ausdrücklich die offizielle Souveränität der Bundesre-
publik Deutschland verkündet. Das neue Verwaltungskonstrukt (BRD und DDR = BRD) 
übernahm jedoch gemäß "Zwei-Plus-Vier-Vertrag" wesentliche Teile des Überleitungsvertra-
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ges von 1954, so daß die politischen und wirtschaftlichen Selbstbestimmungsrechte der Deut-
schen weiterhin erheblich eingeschränkt blieben. Gemäß Bundesgesetzblatt Teil II, Seite 1386 
ff. vom 8. Oktober 1990 wurden durch den Abschluß des "Zwei-Plus-Vier-Vertrages" jeden-
falls zahlreiche Punkte des Überleitungsvertrages von 1954 nicht verändert. 
Die diskriminierenden Feindstaatenklauseln (Artikel 53 und 107) der UN-Charta wurden 
ebenfalls ignoriert und nicht gestrichen.  
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 8. Dezember 2011: >>EU am Scheideweg  
Die öffentliche und die verborgene Seite der Krise  
… Gemeint sind Ereignisse, von denen nur wenige Notiz nehmen und die einem, wenn man 
von ihnen erfährt, glatt die Sprache verschlagen, weil ihre Wirkung die demokratische Ver-
faßtheit der Bundesrepublik Deutschland in ihren Grundfesten erschüttert. 
Nehmen wir nur diesen Satz: Deutschland sei seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu kei-
nem Zeitpunkt ein souveräner Staat gewesen. 
Das sagte nicht irgendein Extremist, sondern sagte kein geringerer als Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) Ende November auf dem "European Banking Congress" in der Alten 
Oper in Frankfurt am Main. 
Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlags 
Es war ein Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlages auf das nationale Selbstver-
ständnis der Deutschen, ausgesprochen von ausgerechnet jenem Mann, der im August 1990 
den deutschen Einigungsvertrag unterzeichnete. Obwohl er schon vor einiger Zeit fiel und von 
einer ganzen Reihe aufmerksamer Internetmedien zitiert wurde, muß dieser Satz noch einmal 
thematisiert werden, weil er einfach so unglaublich ist. 
Das wiedervereinigte Deutschland soll kein souveräner Staat sein? Was ist es dann? Eine Be-
satzungszone? Und wenn ja, von wem besetzt? 
Kein einziger der anwesenden Top-Banker stellte Schäuble diese Fragen. Und wäre das Er-
eignis nicht auf Video dokumentiert worden, man würde es kaum glauben.  
Es braucht nicht viel Phantasie sich vorzustellen, was geschehen wäre, hätte das ein Linker 
behauptet. Aber nun sagte es der Finanzminister einfach mal so dahin, weil er die Preisgabe 
nationaler Souveränitätsrechte an das von Angela Merkel geplante neue Europa herunterspie-
len möchte. Und niemand widersprach ihm. 
Souveränität gibt es seit den Kriegen nicht mehr 
Schäuble leitete diese Passage seiner Rede mit den Worten ein: "Die Kritiker, die meinen, 
man müsse eine Kongruenz zwischen allen Politikbereichen haben, die gehen ja in Wahrheit 
von dem Regelungsmonopol des Nationalstaates aus." 
Diese durch das Völkerrecht geschützte Souveränität sei aber in Europa spätestens mit den 
beiden Weltkriegen "längst ad absurdum geführt" worden. 
Und weil dies so sei, formulierte er jenen folgenschweren Satz: "Und wir in Deutschland 
sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen." ...<< 
Der Hörfunksender "Deutschlandfunk" sendete am 4. August 2013 ein Gespräch mit dem 
deutschen Politiker Gregor Gysi (von 1990-2000 und ab 2005 Bundestagsabgeordneter der 
LINKEN):  >>"Das ist mir alles zu lahm" 
… Gregor Gysi im Gespräch mit Gerhard Schröder 
Gerhard Schröder: Herr Gysi, … Tempora, X-Keyscore … Sie bezeichnen Programme, mit 
denen britische und amerikanische Geheimdienste massenhaft E-Mails und andere Daten von 
auch Privatnutzern im Internet abschöpfen sollen. Das behauptet zumindest der frühere ameri-
kanische Geheimdienstler Edward Snowden, der sich derzeit in Rußland versteckt hält. Sind 
für Sie die Ausmaße dieses Abhörskandals schon erkennbar? 
Gregor Gysi: Nein, noch nicht …Es geht offensichtlich um Millionen Daten, es sind natür-
lich schwerwiegende Grundrechtsverletzungen, und ich finde, daß unsere Regierung viel zu 
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wenig tut. Aber was ich eben auch erstaunlich finde ist, daß ja das Besatzungsstatut immer 
noch gilt. Wäre es nicht doch an der Zeit, daß wir mal als Land souverän werden und die Be-
satzung beendet wird? Dazu müßte eben auch das Besatzungsstatut aufgehoben werden. Jetzt 
haben sie nur die Verwaltungsvereinbarung zwischen den Geheimdiensten aufgekündigt, das 
reicht nicht. Wir brauchen kein Besatzungsstatut mehr, Deutschland muß das beenden. …<< 
 
Der völkerrechtliche Status Ostdeutschlands (deutsche Ostgebiete östlich der Oder und Neiße)  
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag von 1990 wurde das Heimat- und Selbstbestimmungsrecht der 
vertriebenen Ostdeutschen kurzerhand komplett ausgeblendet. Aufgrund des aktuellen Grund-
gesetzes wurde die Einheit und Freiheit Deutschlands angeblich für das gesamte deutsche 
Volk vollendet. Der "Verzicht" auf Teile des fortbestehenden Deutschen Reiches - Ost-
deutschland bzw. deutsche Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße - war gemäß Artikel 25 
Grundgesetz jedoch völkerrechtswidrig und deshalb ungültig und nichtig. 
Der Verzicht auf die deutschen Ostgebiete bedeutete letzten Endes den Verlust von 114.648 
Quadratkilometern bzw. 24,4 % des deutschen Staatsgebietes in den Grenzen von 1937. Die-
ser Verzicht verstieß eindeutig gegen die allgemeinen Regeln des Völkerrechts. 
Bei der Vertreibung von etwa 14 Millionen Deutschen aus den Gebieten Ost-Mitteleuropas, 
wobei mindestens 2 Millionen ihr Leben verloren, handelte es sich zweifelsfrei um Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit, deshalb bedeutete die Anerkennung dieser gewaltsam festge-
setzten Grenzen außerdem auch indirekt die Billigung von völkerrechtswidrigen Vertreibun-
gen, legalisierte kollektive Schuldzuweisungen sowie kollektive Bestrafungen und befürwor-
tete Verbrechen gegen die Menschlichkeit.  
Artikel 25 des deutschen Grundgesetzes (Stand: Januar 2018) lautet wie folgt (x890/...):  
>>Artikel 25 
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den 
Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesge-
bietes.<< 
Hans Werner Bracht, deutscher Jurist und Prof. für öffentliches Recht, schrieb später in einem 
Gutachten über die völkerrechtlichen Konsequenzen des sog. "Zwei-plus-Vier-Vertrages" 
vom 12. September 1990 (x800/...): >>... 2. Der Einigungsvertrag zwischen der "Bundesrepu-
blik Deutschland" und der "DDR" vom 6. September 1990 hat in Artikel 4, Ziffer 2 den Arti-
kel 23 des Grundgesetzes aufgehoben.  
Daher gilt nach gegenwärtigem bundesdeutschem Staatsrecht nicht mehr: "Das Grundgesetz 
ist nach dem Beitritt anderer Teile Deutschlands in diesen Teilen in Kraft zu setzen." Diese 
Aufhebung war staatsrechtlich rechtswidrig, da nicht alle Teile Deutschlands, wie z.B. Ost-
deutschland jenseits von Oder und Neiße, dem Grundgesetz beigetreten sind. 
3. Von der Bundesregierung ist dafür als Begründung angegeben worden, daß die Wiederver-
einigung Deutschlands mit dem Beitritt der DDR zum Grundgesetz vollzogen sei und daher 
kein weiteres Gebiet in Europa mehr der Bundesrepublik beitreten könne.  
Damit hat die Bundesregierung freilich indirekt auf Ostdeutschland jenseits der Oder und 
Neiße verzichtet - Das eigentliche Ostdeutschland ist niemals Mitteldeutschland, wie dieses 
heute genannt wird. - Und das obwohl zu diesem Zeitpunkt noch keine gesamtdeutsche Regie-
rung und auch kein gesamtdeutscher Gesetzgeber bestand und daher eine solche Abtretung 
staatsrechtlich irrelevant ist, zumal ja auch die Bundesrepublik Deutschland nicht identisch 
mit dem Deutschen Reich war und ist, das nach wie vor besteht.  
Zu einer völkerrechtlich gültigen Abtretung fehlt ihr daher jede Rechtsgrundlage: Ich kann 
und darf nicht rechtsgültig das Grundstück meines Nachbarn an Fremde abtreten.  
Das wäre rechtsunwirksam. 
4. 4. Noch deutlicher als im Einigungsvertrag kommt diese gewollte Abtretung im "Vertrag 
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über die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland", im sog. Zwei-plus-Vier-Vertrag, 
zum Ausdruck, der am 12. September 1990 von der Bundesrepublik Deutschland, der DDR 
und den vier Hauptsiegermächten in Moskau abgeschlossen wurde.  
In Artikel 1 dieses Vertrages wird auf jeden künftigen Gebietsanspruch Deutschlands anderen 
Mächten gegenüber verzichtet, ohne daß dafür eine Rechtsgrundlage welcher Art auch immer 
für die Bundesrepublik Deutschland vorhanden war.  
In diesem Artikel werden auch die deutschen Ostgebiete nicht mehr als deutsches Staatsgebiet 
aufgeführt. 
5. 5. Trotz dieser entscheidend deutlichen Völkerrechtsgrundlage muß die Bundesrepublik 
Deutschland aber in jedem Fall Artikel 20 Absatz 3 des Grundgesetzes berücksichtigen.  
Zu diesem dort genannten Recht gehört auch das Völkerrecht nach Artikel 25 Grundgesetz das 
nach dieser Bestimmung sogar dem Bundesrecht im Rang vorgeht. … 
10. 10. … 
Die deutschen Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße sind zweifellos annektiert worden. Ei-
ne solche Annexion soll durch den Grenzanerkennungsvertrag mit Polen vom 14. November 
1990 durch dessen folgende Ratifikation abgeschlossen werden und "Recht" begründen.  
Entsprechend verpflichtet sich die Bundesrepublik Deutschland auch in Artikel 2 des deutsch-
sowjetischen Vertrages über gute Nachbarschaft, Partnerschaft und Zusammenarbeit vom 9. 
November 1990, künftig keine Gebietsansprüche künftig mehr gelten zu machen. 
Eine solche Annexion ist aber niemals ein völkerrechtlicher Grund für einen dauerhaften Er-
werb aller deutschen Ostgebiete durch die polnische und sowjetische Annexion und Okkupa-
tion. 
11. 11. Jede Vereinbarung, die die von Polen und der Sowjetunion annektierten deutschen 
Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße betrifft, ist somit zunächst in diesen beiden Punkten 
eine Verletzung von Artikel 53 der Wiener Vertragsrechtskonvention. Rechtsfolge könnte 
daher von jeder Bundesregierung, die der jetzigen folgt, den Okkupationsmächten gegenüber 
geltend gemacht werden.  
Daher kann eine solche Vereinbarung nicht dem Frieden in Europa auf Dauer dienen. Denn 
dieser völkerrechtlich begründete Rechtsanspruch nach der UNO-Konvention vom 22. No-
vember 1967 ist unverjährbar und unverzichtbar nach Artikel 8, Abs. 4 der Genfer Konventi-
on von 1949. Die Geltendmachung solcher Ansprüche gegen Polen und Rußland ist völker-
rechtlich daher jederzeit zulässig. 
12. 12. Darüber hinaus ergibt sich ebenfalls aus dem allgemeinen Recht der internationalen 
Verträge ein weiterer Rechtsgrund, dessen Nichtbeachtung gleichfalls zur Nichtigkeit im Sin-
ne von Artikel 57 der Wiener Vertragskonvention von jeder entsprechenden völkerrechtlichen 
Vereinbarung führt, mit der die Bundesrepublik Deutschland die von Polen und der Sowjet-
union annektierten Gebiete des Deutschen Reiches jenseits von Oder und Neiße an die beiden 
Okkupationsmächte abtreten wollte und würde.  
Wenn ein solcher Abtretungsvertrag völkerrechtswirksam sein sollte, muß die Bundesrepublik 
Deutschland vorerst einmal über die abzutretenden Gebiete auch völkerrechtlich überhaupt 
abtretungs- und damit verfügungsberechtigt gewesen sein.  
Das war jedoch zu keinem Zeitpunkt jemals der Fall, denn das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland erstreckte sich nie über Ostdeutschland jenseits von Oder und Neiße. 
13. 13. Denn unstreitig ist die Bundesrepublik Deutschland jedenfalls vor der Annexion der 
deutschen Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße über diese Gebiete schon damals nicht völ-
kerrechtlich befugt gewesen, weil sie zum Zeitpunkt der Annexion gar nicht bestand.  
Sie ist aber auch nachträglich nicht völkerrechtlich verfügungsberechtigt geworden.  
Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes in dieser Sache über den 
Fortbestand des Deutschen Reiches, das als solches allein völkerrechtlich verfügungsberech-
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tigt über seine Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße ist, ist es auch bis heute nicht unterge-
gangen. Doch ist es als solches auch heute noch nicht einmal völkerrechtlich handlungsfähig. 
... 
Die Wiedervereinigung hat durch Einigungsvertrag nämlich ebenso wie durch den Zwei-plus-
Vier-Vertrag ausdrücklich nur für Westdeutschland und Mitteldeutschland stattgefunden.  
Auch der Untergang des Deutschen Reiches ist bisher noch durch kein Urteil des Bundesver-
fassungsgerichtes bestätigt worden.  
Für seine Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße bleibt daher auch allein das Deutsche Reich 
verfügungsberechtigt. Doch ist es völkerrechtlich nicht handlungsfähig und kann daher schon 
aus diesem Rechtsgrund kein Gebiet völkerrechtlich zulässig abtreten. 
15. 15. Demzufolge hat die Bundesrepublik Deutschland mit dem deutsch-polnischen "Grenz-
anerkennungsvertrag" vom 14. November 1990 deutsche Gebiete abgetreten, die abzutreten 
sie weder staats- noch völkerrechtlich die Möglichkeit und daher auch nicht die Befugnis hat-
te, da sie niemals die Territorialgewalt über diese Ostgebiete ausübte.  
Die Wiener Vertragsrechtskonvention kennt zwar keine ausdrückliche Bestimmung, wonach 
ein Vertrag, der eine unmögliche Leistung zum Gegenstand hat, nichtig ist. Doch gilt auch 
hier der alte Rechtssatz: Es gibt keine Verpflichtung zu etwas Unmöglichem. Dieser allge-
meine Rechtssatz ist sicherlich zwingende Norm des Völkerrechts.  
Daher ist der Vertrag vom 14. November 1990, der Ostdeutschland an Polen abtritt, nach Ar-
tikel 53 der Wiener Vertragsrechtskonvention nichtig, weil er eine Leistung verspricht, die 
keiner der Beteiligten erbringen kann.  
a) Die Bundesrepublik Deutschland nicht, weil sie über dieses Gebiet völkerrechtlich nicht 
verfügungsberechtigt ist.  
b) Das Deutsche Reich nicht, weil es zwar die Territorialhoheit über seine Ostgebiete hatte 
und daher insoweit völkerrechtlich auch verfügungsberechtigt gewesen wäre, es aber zur Zeit 
nicht kann, weil es völkerrechtlich nicht handlungsfähig ist. ... 
Solange das Deutsche Reich noch besteht, kann die Bundesrepublik Deutschland nicht auf 
Ansprüche verzichten, Gebiete von den Okkupationsmächten zurückzubekommen, über die 
jedenfalls die Bundesrepublik Deutschland niemals verfügungsberechtigt war, da sie darüber 
niemals irgendeine Territorialgewalt hatte. Und die dazu noch völkerrechtwidrig erlangt wur-
de.  
Auch eine solche Nichtigkeit kann daher jede zukünftige Bundesregierung zu jeder Zeit gegen 
eine polnische und russische und litauische Okkupationsmacht geltend machen. 
20. Außerdem besteht bis heute noch kein Friedensvertrag mit Deutschland, da entgegen einer 
weit verbreiteten Meinung der sog. Zwei-plus-Vier-Vertrag noch kein solcher Friedensvertrag 
ist: Er wurde nämlich nicht von Deutschland, sondern nur von der Bundesrepublik Deutsch-
land unterschrieben.  
Das ist aber noch nicht Deutschland, sondern nur ein Teil Deutschlands. Ein Teil kann aber 
nicht für das ganze Deutschland unterschreiben, wenn er dazu gar keine ausdrückliche Voll-
macht hat.  
"Nichts ist geregelt, was nicht auch gerecht geregelt wurde" (Abraham Lincoln).<< 
Der deutsche Staats- und Völkerrechtler Dieter Blumenwitz schrieb später über den sog. 
"Zwei-plus-Vier-Vertrag" (x151/56): >>... Die Vorgaben für die 2+4-Verhandlungen lauteten: 
"Kein Friedensvertrag, sondern eine völkerrechtlich verbindliche Regelung über die äußeren 
Aspekte der Herstellung der deutschen Vereinigung". ...<< 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schrieb später über den sog. "Zwei-plus-Vier-
Vertrag" (x283/249): >>... Mit dem Fall der Mauer war das Ende der Spaltung zum Greifen 
nahe, aber ohne die Bestätigung aus Moskau nicht erreichbar. Dort war man grundsätzlich zu 
einer Zustimmung bereit, allerdings unter der Bedingung, daß Gesamtdeutschland neutral sei. 
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Eine Mitgliedschaft in der NATO wurde zunächst nicht akzeptiert. Es bedurfte langer zäher 
Verhandlungen und erheblicher materieller Zuwendungen, deren Höhe – angeblich 8 Milliar-
den - sowohl Gorbatschow als auch Helmut Kohl in ihren Memoiren schamhaft verschweigen, 
bis endlich am 12. September 1990 der Zwei-plus-Vier-Vertrag unterzeichnet und die West-
bindung der erweiterten Bundesrepublik anerkannt und dingfest war.<< 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete im Juni 2011 über die 
Folgen der sog. Wiedervereinigung (x878/...): >>Europa und das deutsche "nationale In-
teresse" 
... Der Euro und die Wiedervereinigung 
Die Wiedervereinigung stellte die Nachkriegsordnung und damit die bisher bestehenden 
Grundlagen der europäischen Einigung in Frage. Der Präsident Frankreichs, Mitterrand, 
machte seine Zustimmung zur deutschen Einheit von der Aufgabe deutscher Souveränität in 
Gestalt der D-Mark und der Einbindung Deutschlands in einen europäischen Währungsver-
bund abhängig. Die USA bestanden auf einem Verbleib Gesamtdeutschlands in der NATO, 
was auch eine fortbestehende signifikante US-Truppenpräsenz in Deutschland bedeutete. 
Zwar wird der Zusammenhang zwischen Wiedervereinigung und Aufgabe der D-Mark zu 
Gunsten des Euro immer wieder bestritten, aber er ist so offenkundig, daß sich eine Diskussi-
on nicht lohnt. Bundeskanzler Helmut Kohl hat mit seinem außerordentlichen historischen 
Verständnis diese Zusammenhänge in den entscheidenden Jahren 1989/1990 gesehen und ent-
sprechend gehandelt. Er tat dies im deutschen nationalen Interesse, denn ohne diese Konzessi-
on wäre die Wiedervereinigung nicht zu haben gewesen. ...<< 
Am 2. Dezember 1990 gewann die vom "Kanzler der Einheit" geführte CDU/FDP-Koalition 
die gesamtdeutsche Wahl.  
Am 21. Dezember 1991 gründeten elf von 15 Sowjetrepubliken in Alma Ata die Gemein-
schaft unabhängiger Staaten und lösten damit nach 69 Jahren die Sowjetunion auf (x175/850). 
Der letzte sowjetische Staats- und Parteichef Michail Gorbatschow trat am 25. Dezember 
1991 von seinem Amt zurück. 
Die "Thüringer Allgemeine" berichtete am 29. August 1992: >>Die Wismut – der dritt-
größte Strahlenschaden der Geschichte 
Radioaktive Abfälle der Uranproduktion bleiben Milliarden Jahre gefährlich  
Die ehemalige DDR war einer der größten Uranproduzenten der Welt. Das ist inzwischen be-
kannt. Welche Schäden dieser jahrzehntelange Raubbau an der Natur verursacht hat und wel-
chen Gefahren die Bewohner der Wismut-Region ausgesetzt sind, wird jetzt erst langsam of-
fensichtlich. ... 
Die Sanierung der gesamten Wismut-Region wird bis ins nächste Jahrtausend dauern. Exper-
tenschätzungen zu den Kosten haben sich bei rund 15 Milliarden Mark eingependelt. Zur Zeit 
wird neben zaghaften Sanierungsversuchen, erst einmal festgestellt, welche Flächen überhaupt 
belastet sind. Die Wismut hat bereits Teile eines Umweltkatasters für ihre Flächen vorgestellt. 
Das Bundesamt für Strahlenschutz erarbeitet ein Altlastenkataster für Flächen, die seit 1962 
nicht mehr zur Wismut gehören. Dafür steht 1992 gerade eine Million Mark zur Verfügung.  
Unabhängig von diesen Meßergebnissen sehen Arbeitsmediziner schon heute die Wismut-
Region, was die Zahl der Geschädigten angeht, nach Hiroshima und Tschernobyl als den drit-
ten Strahlenschaden der Welt.<< 
Die "BILD-Zeitung" berichtete am 20. Januar 1993: >>6,8 Milliarden weg 
Die Bundesregierung bringt ein neues Gesetz auf den Weg, das Verfolgung und Betrug bei der 
Währungsunion vereinfacht. Ermittlungen laufen gegen 10.000 Firmen und Bürger: DDR-
Guthaben z.B. über DDR-Strohmänner 2:1 statt der erlaubten 3:1 in Mark getauscht zu haben.  
Schaden: mindestens 6,8 Milliarden DM.<< 
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Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 27. August 1994: >>"Russen hinter-
lassen teure Altlasten" 
Die Beseitigung der von den russischen Truppen in Deutschland hinterlassenen Altlasten wird 
nach Ansicht des Umweltbundesamtes Kosten in Milliardenhöhe verursachen. ... Auf den bis-
her untersuchten 925 geräumten Liegenschaften seien 27.000 ökologisch belastete Verdachts-
flächen gefunden worden. Auf mehr als 3.000 Flächen seien Sofortmaßnahmen erforderlich, 
um akute Gefahren für Menschen zu verhindern. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 1. September 1994: >>Die Russen 
gehen 
... 49 Jahre nach dem Einmarsch der Roten Armee verlassen die Russen Berlin. ...  
Respekt verlangt vor allem der fast reibungslose Ablauf der neben dem Golfkrieg größten Mi-
litäroperation der vergangenen Jahre. Mehr als 500.000 Menschen und 5.000 Panzer wurden 
ohne größere Zwischenfälle abgezogen.  
... Tatsächlich hat Bonn das Entgegenkommen Moskaus großzügig belohnt: Mehr als 14 Mil-
liarden Mark flossen seit 1990 nach Osten, ohne das immer genau klar wurde, wo das Geld 
landete. Immerhin wurden auch Wohnungen für die heimkehrenden Soldaten gebaut. Nun 
fürchtet Moskau, seinen letzten Trumpf ausgespielt zu haben. ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über die deut-
sche Großzügigkeiten gegenüber Osteuropa (x268/216): >>An die Staaten des ehemaligen 
Ostblocks sind aus der Bundeskasse nach der Wiedervereinigung über 150 Milliarden Mark 
geflossen, dafür über 100 Milliarden an Rußland und die anderen GUS-Staaten. Trotz einer 
bedrohlichen Staatsverschuldung haben die deutschen Politiker immer noch die Spendierho-
sen an: 
Im April 2002 erließ Berlin 4,5 Milliarden Euro russischer Schulden aus dem DDR-Handel, 
und seit 2003 beteiligt es sich mit bis zu 1,5 Milliarden an der Entsorgung russischer Atom-U-
Boote. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 10. Mai 1996: >>Karlsruhe beendet 
Streit um die SBZ-Bodenreform 
Enteignungen zwischen 1945 und 1949 bleiben bestehen / Betroffene rügen "Anschlag auf 
den Rechtsstaat"  
Das Bundesverfassungsgericht hat einen Schlußstrich unter den Streit um die Bodenreform 
gezogen: Enteignungen zwischen 1945 und 1949 in der sowjetischen Besatzungszone bleiben 
unumkehrbar, neue juristische Vorstöße dagegen sind zwecklos. ... 
Die Bundesregierung hatte argumentiert, die Unumkehrbarkeit der Enteignungen von 1949 sei 
von der Moskauer Seite zur Bedingung gemacht worden. Dieser Darlegung folgend, hatte das 
Gericht die Ungleichbehandlung gegenüber den nach 1949 Enteigneten für rechtmäßig erklärt.  
Nach Auflösung der Sowjetunion hatte jedoch der frühere UdSSR-Präsident Michail Gorbat-
schow Interviewäußerungen gemacht, wonach es ihm seinerzeit auf die Unumkehrbarkeit 
nicht ankam. ... 
Zustimmung kam am Donnerstag von der SPD und den Grünen in Bonn ... Werner Schulz, 
Grüne, sagte, niemand könne ein halbes Jahrhundert rückabwickeln. 
Die Betroffenen zeigten sich empört. ... Die nachträgliche Anerkennung der Bodenreform sei 
"ein Anschlag auf den Rechtsstaat". ...<< 
Egon Bahr (1922-2015, von 1972-1976 SPD-Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit) erklärte im Jahre 1996 in der Berliner Akademie der Künste (x346/8): >>… Von Kon-
rad Adenauer bis Helmut Kohl waren alle Bundeskanzler inoffizielle Mitarbeiter der CIA.<< 
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Das Nachrichtenmagazin "DER SPIEGEL" berichtete am 9. März 1998 über die 68er Bewe-
gung: >>68er an die Macht 
Joschka Fischer und Gerhard Schröder, Straßenkämpfer und Altjusos auf dem Marsch 
in die Berliner Republik. ... 
Einer hüllte sich tagelang in Schweigen, obwohl er der zweite große Sieger der Niedersach-
sen-Wahl war: Joschka Fischer, der designierte Vizekanzler einer rot-grünen Bundesregierung 
- die Erfüllung eines Lebenstraums auch für ihn. … 
Demnächst also: Schröder/Fischer statt Kohl/Kinkel. Wächst auch da zusammen, was zu-
sammengehört? 
Wenn es bei der Bundestagswahl am 27. September tatsächlich zum Ernstfall kommen sollte, 
dann übernimmt, pünktlich zum 30jährigen Dienstjubiläum der Revolte von 1968, die Gene-
ration von Rudi Dutschke und Daniel Cohn-Bendit, von Apo und Woodstock die politische 
Macht an Rhein und Spree, dann vertreibt Uschi Obermaier Juliane Weber aus dem Kanzler-
amt. … 
Gewiß, mit ihrer zur Schau gestellten postmateriellen Nachdenklichkeit, mit Betroffenheits-
rhetorik und ausgefeilter "Streitkultur" prägten sie das gesellschaftliche Klima der späten 
achtziger Jahre durchaus mit. 
Auf dem Hintergrund von Öko- und "Dritte Welt-Läden", von Frauen- und Friedensbewegung 
profilierte sich ein vergleichsweise sanfter Überredungsdiskurs, den Björn Engholm geradezu 
kongenial verkörperte. Stets war er "ein Stück weit" irritiert, aber auch bewegt von den Din-
gen, die man "irgendwie" zusammenbringen mußte, damit sich niemand "ausgegrenzt" fühlte - 
bis es ihn selber traf. 
Es war die Zeit der Katastrophenszenarien von Atomkrieg bis zum Ozonloch, aber auch der 
ästhetischen Postmoderne - eine Phase relativ unbedrängten Wohlstands, in der die Angst vor 
Umweltzerstörung größer war als die vor Arbeitslosigkeit. 
Während die sozialdemokratischen 68er die vermeintlich weichen Zukunftsthemen besetzten, 
beherrschte Kohl die harte Gegenwart. … 
Gerhard Schröders plebiszitär errungene Kanzlerkandidatur könnte daran etwas ändern. Viel-
leicht gerade deshalb, weil die Chance auf den Wechsel in Deutschland so lange auf sich war-
ten ließ - und weil sie eher gegen die SPD, die Traditionspartei des programmatischen Fort-
schritts, als mit ihr erkämpft wurde. Das ist ein Zeichen für den allgemeinen Wunsch nach 
einer neuen gesellschaftlichen Dynamik. Und die Zeit scheint reif dafür. … 
Es könnte die Ironie der Geschichte sein, daß dieselbe Generation, die den "Modernisierungs-
schub" von 1968 eingeleitet hat, nun, 30 Jahre später, nach unzähligen Irrungen und Wirrun-
gen, eine zweite Raketenstufe gesellschaftlicher Modernisierung zündet - auch wenn noch der 
praktische Bausatz fehlt. Und wieder wird niemand vorhersagen können, wo die Einzelteile 
dereinst landen werden.<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 8. Januar 2000 über den deutschen 
CDU-Politiker Helmut Kohl, von 1982-1998 deutscher Bundeskanzler (x887/...): >>Der 
Sumpf wird immer tiefer 
Elf-Aquitaine, Panzer, Parteispenden: Wer blickt da noch durch? 
Die Parteispenden-Affäre wird immer unübersichtlicher. Inzwischen droht die Diskussion in 
Einzelheiten zu versickern. Immer weniger wird darüber gesprochen, worum es eigentlich 
geht: um das "System Kohl" und seine Finanzierung. 
Der damalige CDU-Parteichef hatte jahrelang "Schwarze Kassen" angelegt. War in irgendei-
nem CDU-Landesverband Not am Mann, dann konnte "unbürokratisch", wie es so schön hieß, 
geholfen werden. … 
In diesem Zusammenhang weisen Beobachter immer wieder auf die Leuna-Affäre hin. Hier 
hatte der per Haftbefehl gesuchte französische Geschäftsmann André Guelfi laut "Die Zeit" 
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erklärt, es seien über seine Liechtensteiner Firma Noblepac beim Verkauf der mitteldeutschen 
Leuna-Raffinerie an den französischen Ölkonzern "Elf-Aquitaine" rund 75 Millionen Mark an 
"deutsche Parteien" geflossen. Inzwischen verdichten sich Hinweise, daß die Regierung Kohl 
dem Investorenkonsortium von Elf-Aquitaine und Thyssen unzulässig hohe Subventionen 
versprochen hat. …<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 26. Januar 2000: >>Eine Europa-
Verbindung in ganz neuem Licht 
Selbst … Mitterands Widerstand gegen die deutsche Vereinigung konnte seine Freundschaft 
zu Helmut Kohl nicht trüben. Die beiden Politiker, die 14 beziehungsweise 16 Jahre an der 
Spitze ihres jeweiligen Landes standen, verband eine enge Beziehung. Ging die Freundschaft 
so weit, daß der damalige französische Staatspräsident Kohl 1994 seine Wiederwahl zum 
Kanzler sichern wollte? Entsprechende Berichte der ARD und France 2 machen in Frankreich 
Schlagzeilen. Offiziell allerdings heißt es in Paris:  
Kein Kommentar. 
Den beiden Fernsehanstalten zufolge soll Mitterand persönlich angeordnet haben, der CDU 
über den Ölkonzern Elf Aquitaine Geld zukommen zu lassen - die Rede ist von 30 Millionen 
Mark. Ein Vertrauter des 1996 gestorbenen ehemaligen Präsidenten wird mit den Worten zi-
tiert, es habe sich dabei ausdrücklich um CDU-Wahlkampfhilfe gehandelt, "für Europa".  
Tatsächlich zogen Kohl und Mitterand vor allem, wenn es um europäische Fragen ging, an 
einem Strang. Sie bildeten den sogenannten "deutsch-französischen Motor" innerhalb der EU 
und lancierten die Einführung einer gemeinsamen Währung, die schließlich 1991 im Maa-
stricht-Vertrag beschlossen wurde. ... 
Aus Pariser Justizkreisen verlautete, bislang gebe es keinerlei Hinweise auf verdeckte Wahl-
kampfhilfe für die CDU via Elf-Aquitaine. Der frühere staatliche Ölkonzern ist in diverse 
Korruptionsskandale verwickelt; es wurden bereits mehrere Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Die beiden für das Elf-Dossier zuständigen Untersuchungsrichterinnen Eva Joly und Laurence 
Vichnievsky beschäftigen sich seit 1997 auch mit dem Leuna-Geschäft – in diesem Zusam-
menhang soll das Geld an die CDU weitergeleitet worden sein. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 29. Januar 2000: >>"Elf-Konzern 
schmierte deutsche Politiker" 
Mehr als 105 Personen, darunter mindestens 2 hochrangige deutsche Politiker, sind 1992 nach 
einem Bericht der französischen Zeitung "Le Monde" aus schwarzen Kassen des französi-
schen Ölkonzerns Elf Aquitaine finanziert worden. Unter den Begünstigen sollen der Zeitung 
zufolge auch der ehemalige FDP-Wirtschaftsminister Hans Friedrichs und die frühere Parla-
mentarische Staatssekretärin im Bundesverteidigungsministerium, Agnes Hürland-Büning, 
gewesen sein. Die Zahlungen seien alle im Zusammenhang mit den Verkaufsverhandlungen 
zwischen Elf Aquitaine und der ostdeutschen Leuna-Raffinerie erfolgt.<<  
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 11. März 2000 (x887/...): >>Ein 
unterschätztes "Mädchen" 
Angela Merkel dürfte im April an die CDU-Spitze gelangen 
In der Partei nennt man sie "das Mädchen". Doch der Spitz- oder Kosename ist eine Unter-
treibung. Machtbewußt wie kaum ein anderer Politiker hat Angela Merkel ihren Durchmarsch 
an die Parteispitze fast geschafft. Wenn nicht alle Eindrücke täuschen, dürfte die 45jährige 
Pastorentochter aus Mecklenburg-Vorpommern am 10. April als Nachfolgerin von Wolfgang 
Schäuble an die CDU-Spitze gewählt werden. Damit wird die CDU künftig mehr nach links 
driften, wenn die Bundestagsfraktion mit ihrem neuen Vorsitzenden Friedrich Merz nicht ge-
gensteuert. 
Der unaufhaltsame Aufstieg der Angela Merkel begann mit der verlorenen Bundestagswahl 
1998, nachdem sie in den letzten Jahren der Kohl-Ära als Umweltministerin und stellvertre-
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tende CDU-Vorsitzende eine unauffällige Rolle gespielt hatte. Kohl hatte die aus dem "De-
mokratischen Aufbruch" der DDR kommende Politikerin in den wilden Wendezeiten ent-
deckt, weil sie ihre Arbeit als stellvertretende Regierungssprecherin des letzten DDR-
Ministerpräsidenten Lothar de Maiziere vorzüglich verrichtete.  
Fortan stand sie im System Kohl für die Ost- und Frauenquote. Erst Schäuble erweckte die in 
der Rostockerin - in Hamburg geboren - steckenden Talente und beförderte sie, nachdem er 
den CDU-Chefsessel von Kohl übernommen hatte, zur Generalsekretärin. Eloquent ging Frau 
Merkel ans Werk. In der Familienpolitik setzte sie mit dem im Dezember verabschiedeten 
Grundsatzpapier andere Akzente. Seitdem gehören für die CDU homosexuelle Lebensgemein-
schaften auch "irgendwie" zu den Familien.  
In der aktuellen Finanz- und Spendenkrise spielte Frau Merkel die Rolle der rückhaltlosen 
Aufklärerin. Da sie nicht mit dem Finanzsystem des "Patriarchen" in Verbindung gebracht 
werden konnte, stand sie im Gegensatz zu dem sich immer stärker selbst verstrickenden 
Schäuble im Ruf einer glaubwürdigen Politikerin.  
Mit Schäubles Ankündigung, sich aus der politischen Führungsebene zurückzuziehen, schlug 
Frau Merkels eigentliche Stunde. Beim Bemühen, den Chefsessel zu übernehmen, kam ihr 
nicht nur das eigene Geschick zugute: Auch die vehementen Ausfälle der bayerischen Schwe-
sterpartei CSU, die vor einem Linksruck durch Merkel warnte, sorgten für Solidarisierungsef-
fekte. Ihr eigentlicher Widersacher Volker Rühe war nicht besonders ernst zu nehmen, er ver-
fügte in der Partei kaum über Rückhalt, und sein eigener Landesverband Hamburg sprach sich 
als erster für Frau Merkel aus.  
Auf einem Geheimtreffen im Lübecker Rathauskeller kurz vor der schleswig-holsteinischen 
Landtagswahl waren sich CSU-Chef Edmund Stoiber, Schäuble und Rühe schnell einig, daß 
Rühe keine Chance hätte, die parteiinterne Auseinandersetzung zu gewinnen. Wenige Tage 
später teilte Rühe seinen Verzicht mit. Doch die Herrenrunde fand keine Alternative. Die in 
Frage kommenden Ministerpräsidenten Bernhard Vogel – Thüringen - und Kurt Biedenkopf – 
Sachsen - wollen nicht in einen personellen Wettbewerb gehen. Da Frau Merkel intern jedoch 
auf einer Kandidatur beharrt, will niemand gegen sie antreten. Die alten Herren der CDU ha-
ben "das Mädchen" unterschätzt.<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 14. April 2000: >>Per Losentscheid 
zur Bundeswehr?  
Armee soll drastisch schrumpfen 
Viele junge Männer werden künftig nicht mehr zum Wehrdienst einrücken müssen. Die Zu-
kunftskommission der Bundeswehr will der Bundesregierung vorschlagen, den Umfang der 
Streitkräfte von jetzt 330.000 auf 240.000 Mann zu verringern. ... 
Der SPD-Verteidigungsexperte Volker Kröning hat einen Friedensumfang der Streitkräfte von 
250.000 Soldaten vorgeschlagen. Die Grünen wollen eine Freiwilligenarmee mit einer Frie-
densstärke von 150.000 bis 180.000 Soldaten und die Wehrpflicht abschaffen.<< 
Der SPD-Politiker Oskar Lafontaine (seit 2005 Parteimitglied der "Linken") berichtete am 6. 
Januar 2003 in der BILD-Zeitung (x353/76): >>… Wenn Washington am Golf Krieg führt, ist 
Deutschland immer beteiligt, weil es der Flugzeugträger der USA in Europa ist. Wir sind kein 
souveräner Staat. Wir nehmen gezwungenermaßen an Angriffskriegen der Supermacht teil.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 3. April 2004 (x887/...): 
>>Auf dem Weg zu einer "DDR light"? 
Der im Oktober 2003 verstorbene Soziologe Erwin K. Scheuch hatte noch wenige Tage vor 
seinem Tod in einem Zeitungsinterview davon gesprochen, daß "in der SPD den Linksextre-
men die Kultur 'zum Fraß vorgeworfen' wird, weil man damit hofft, Handlungsspielraum für 
die Wirtschafts- und Sozialpolitik zu gewinnen". Der "Antifaschismus" werde benutzt als 
"Ablenkungsmanöver für die Linken", damit man "wirtschaftlich und sozial 'rechte' Politik 
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machen" könne. ... 
Instrumentalisierter Antifaschismus war schon als Aushängeschild und Drohgebärde unver-
zichtbar für das DDR-Regime. Sind nun im wiedervereinigten Deutschland an die Stelle der 
im SED-Staat alles beherrschenden "Sieger der Geschichte" heute die fast ebenso einflußrei-
chen "politisch korrekten" Gutmenschen getreten? ... 
Wer heute eine "rechte" Position bekämpft, muß sich - ebenso wie dereinst in der DDR - da-
mit nicht inhaltlich auseinandergesetzt haben, braucht weder Sekundärliteratur noch Quellen, 
sondern muß nur allgemeines Einverständnis mit den "Anständigen" und "Gutwilligen", nur 
seine "Betroffenheit" signalisieren. Im Unterschied allerdings zu den Zeiten der organisierten 
Antifa-Aufmärsche der SED-Ära geschieht heute die fröhliche Hatz auf "Rechte" völlig frei-
willig. ... 
Jedem im konservativen Lager Stehenden hätte eine gewalttätige Vergangenheit wie die des 
Joschka Fischer politisch das Genick gebrochen. Ideologische Jugendsünden werden eben nur 
dann verziehen, wenn sie aus der linken Ecke kamen. Sympathisantentum ist nur dann "in", 
wenn es Marx und Lenin, Mao und Ho Chi Minh galt.  
Argumente, daß Grenzen zwischen Opfern und Tätern oft fließend seien - besonders in Dikta-
turen, daß man alles in seiner historischen Bedingtheit sehen müsse und jeder ein Kind seiner 
Zeit und seiner Umwelt sei und daß deshalb Pauschalisierungen stets problematisch seien - 
solche Argumente kann sich zwar jeder Russe zugute halten bezüglich der sieben Jahrzehnte 
unter Lenin, Stalin, Breschnew und Konsorten, sie gelten jedoch nicht für die Deutschen im 
21. Jahrhundert bezüglich der zwölf Jahre des Tausendjährigen Reiches.  
Deshalb muß noch immer "bewältigt" werden, müssen wir auch fast sechs Jahrzehnte nach 
Kriegsende noch immer die potentiellen "willigen Vollstrecker" … als TV-Serien-Monster zur 
Abschreckung vorgeführt bekommen - und sei es bis zum Erbrechen! Unter der "Moralkeule" 
des Holocaust muß sich jede neue Generation immer wieder erneut als zur Erbsünde ver-
dammtes Volk fühlen. 
Kann es da noch verwundern, daß auch die CDU/CSU - unter dem permanenten medialen 
Druck stehend, die letzten "alten Zöpfe" doch endlich abzuschneiden und endlich "moderner" 
zu werden - in panischer Angst lebt, in den Verdacht des "Rechtsextremismus" zu geraten, 
und immer "zeitgeistschnittiger" wird? Nachdem die Parteiführung in der Abtreibungsdebatte 
schon längst die Segel gestrichen hat, läßt sie nun auch die Homo-Ehe unangetastet, schreibt 
klammheimlich das christliche Ehe- und Familienbild ab, akzeptiert Deutschland als Einwan-
derungsland. 
Typisch insbesondere ihr Umgang mit Parteifreunden wie Philipp Jenninger, Steffen Heit-
mann oder Martin Hohmann, aber auch die von ihr selbst angeregten und schnell wieder ab-
gewürgten Debatten über Doppelstaatsbürgerschaft, Leitkultur oder Patriotismus. Bei all dem 
folgt sie nicht nur den Vorgaben des linken Medienkartells, sondern auch den beiden Kirchen, 
die "mit heraushängender Zunge atemlos japsend der Zeit hinterherlaufen", wie seinerzeit 
schon Kurt Tucholsky erkannte. 
Der englische Bestseller-Autor Frederick Forsythe schrieb hierüber im Juni 2000 einen Brief 
an den CDU-Politiker Erwin Teufel. Forsythe nannte die "Political Correctness" in Deutsch-
land eine "neue und absurde Religion, die die Herrschaft in Ihrem Vaterland, Herr Minister-
präsident, übernommen zu haben scheint".  
Und an anderer Stelle: "Ein bedeutender britischer Konservativer sagte einst zu einem politi-
schen Gegner: 'Mein Herr, ich lehne alles ab, was Sie sagen, aber ich würde bis zum Tode für 
Ihr Recht kämpfen, es sagen zu dürfen.'  
Die PC-Fanatiker haben das ins Gegenteil verkehrt: 'Ich lehne alles ab, was Sie sagen, und ich 
werde bis zu Ihrem beruflichen und politischen Tod kämpfen, wenn Sie auch nur versuchen 
sollten, es zu sagen.'  
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Das ist, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, der Grund, warum ich heutzutage beunruhigt 
bin, wenn ich nach Deutschland komme. Statt lebendiger und offener Debatte gibt es hier nur 
Friedhofsruhe." 
Kann es da noch verwundern, daß manche schon davon sprechen, die Bundesrepublik des 21. 
Jahrhunderts nähere sich einer "DDR light" an?<< 
Der deutsche Offizier Günter Kießling, von 1982-1983 Befehlshaber der Nato-Landstreit-
kräfte, schrieb am 1. Oktober 2005 in der Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" 
(x887/...): >>Ohne Rückbesinnung ist Deutschland verloren 
Der 3. Oktober - Von den preußischen Tugenden und dem Problem der "inneren Einheit" … 
Der Mensch lebt nicht vom Brot allein, sondern von der Integration in die Gemeinschaft! 
Aber die Deutschen wollen kein "Volk" mehr sein, keine Gemeinschaft, sondern lieber "Ge-
sellschaft". Obwohl sie in Festtagsreden ihr Grundgesetz preisen, das sich auf das "deutsche 
Volk" bezieht, von der Gesellschaft ist da nicht die Rede! … 
Diese ausgeprägte Abkehr der breiten deutschen Öffentlichkeit von allem, was mit Preußen zu 
tun hat, läßt sich - grob vereinfacht - auf zwei Ursachen zurückführen. Zum einen ist da die 
aus der Kriegs- und Nachkriegszeit herrührende offizielle Verteufelung Preußens durch die 
vier Hauptsiegermächte, die schließlich in dem Kontrollratsgesetz Nr. 27 vom 25. Februar 
1947 gipfelte, mit dem die Auflösung des preußischen Staates verfügt wurde. Und die schließ-
lich fast zur heute vorherrschenden Political Correctness gehört. 
Zum anderen jedoch - und das wird wenig bedacht - sind es ausgerechnet die preußischen Tu-
genden, die zwar gelegentlich noch in Sonntagsreden erwähnt werden, aber eigentlich genau 
für das stehen, was diese westdeutsche Gesellschaft nicht sein wollte - und nach der Wieder-
vereinigung auch die neu gesamtdeutsche Gesellschaft nicht sein will. 
Schon sind sich die meisten gar nicht mehr bewußt, was es mit preußischen Tugenden auf sich 
hat, es interessiert auch kaum. Da geht es um: Bescheidenheit, Demut, Dienstbereitschaft, 
Disziplin, Gemeinsinn, Genauigkeit, Kameradschaft, Opferbereitschaft, Ordnung, Pflichtbe-
wußtsein, Rechtsstaatlichkeit, Sparsamkeit, Toleranz, vor allem aber Gottesfurcht. Mit diesen 
Tugenden ist Preußen groß geworden. Sie sind Inbegriff einer Staatsidee, gegen alle Widrig-
keiten aus eigener Kraft, durch gemeinsame Anstrengung und Opferbereitschaft dieses neu 
gegründete Königreich zum Erfolg zu bringen.  
Aber gerade einen solchen Saat wollte man ja nach 1945 nicht mehr - weder die Siegermächte 
noch die sich neu formierende westdeutsche Gesellschaft. Dennoch, man benötigte fleißige, 
die Trümmer beseitigende, die Wirtschaft aufbauende Deutsche, gar ein Wirtschaftswunder. 
Aber man wollte partout keine deutsche Nation, keine Gemeinschaft, schon gar nicht eine sol-
che, die etwa nur Gott fürchtete. Nein, sie sollte sich eher vor sich selbst fürchten. Dazu wur-
de den Deutschen permanent vorgehalten, was alles - so wörtlich - "im deutschen Namen" 
geschah. 
Die neu formierte deutsche Gesellschaft sollte fett und impotent sein, eine wahre Wohlstands- 
und Freizeitgesellschaft. Das wurde sie dann auch. Und diese Gesellschaft hatte völlig ver-
drängt, daß auch ihr der einzigartige Wiederaufbau und damit auch der Weg zu jenem neuen 
Wohlstand im wesentlichen mit Hilfe der verpönten preußischen Tugenden gelang. Aber die 
Segnungen des Wirtschaftswunders wurden den Deutschen schließlich zum Verhängnis. Sind 
sie doch dem Tanz um das goldene Kalb erlegen. … 
Man will Spaß und Freude haben, das Leben genießen, von der Vergangenheit nichts wissen - 
und von der Zukunft allenfalls, soweit man selbst davon betroffen ist, so durch die Sorge für 
die eigenen Kinder - so man denn überhaupt Kinder in die Welt setzt. Am stärksten ausge-
prägt ist die Abkehr von allem, was mit Militär zu tun hat. Wenn man sich schon den Heraus-
forderungen der äußeren Sicherheit gar nicht entziehen kann, dann am liebsten durch einen 
finanziellen "Beitrag zur gemeinsamen Verteidigung", deren Organisation sogenannten 
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"Schutzmächten" überantwortet werden soll. 
In unserer "Zivilgesellschaft" ist kein Platz für das Vaterland, schon gar nicht für Vaterlands-
liebe. … 
Mag dies genügen, um unsere bundesdeutsche "Gesellschaft" zu skizzieren, die kein Volk 
mehr sein will. Und von einer derartigen Gesellschaft wird nun plötzlich "Gemeinsinn" einge-
fordert, materielle Einschränkungen zu akzeptieren, um die drohende Gefahr eines weiteren 
wirtschaftlichen Niedergangs abzuwehren. Da erinnert man sich mitunter gar der preußischen 
Tugenden. Die seit den 60er Jahren immer deutlicher werdende Abkehr von ihnen wurde am 
deutlichsten, als man sie als "Sekundärtugenden" verhöhnte und kritisierte. 
Wenn wir auch immer noch dazu neigen, unsere derzeit verheerende Lage zu beschönigen, 
wir müssen zur Einsicht kommen, daß wir eine "Notgemeinschaft" geworden sind. Das könnte 
hilfreich sein. Denn in der Not, da stehen die Deutschen noch am ehesten zusammen. Da 
könnten sie zur Besinnung kommen. … 
Führung ist auch in der Demokratie unverzichtbar. Diejenigen, die zur Führung berufen sind, 
bedürfen der Auswahl und der Ausbildung. 
Dabei gilt es, sich wieder auf die preußischen Tugenden zu besinnen. An ihnen läßt sich eine 
nationale Elite ausmachen. Auch dieser Begriff wurde mit unserem Umsturz nach 1945 ver-
dammt - und damit auch das Problem der Elitebildung. Geistige Führung ist nicht möglich 
ohne Eliten. 
Das Problem der Elitebildung setzt Besinnung darauf voraus, daß Eliten sich nicht im Können 
erschöpfen, sondern in ihrem Bezug auf das Ganze. Dieses Ganze ist immer noch die Nation. 
Deshalb sei abschließend folgende Definition gewagt: 
Nationale Eliten sind eine herausgehobene Minderheit stets bezogen auf ein übergeordnetes 
Ganzes, zielbewußt ausgewählt und ausgebildet, um sodann durch persönliche Inpflichtnahme 
kraft Amtes und/oder persönlicher Autorität auf die geistige Grundhaltung des Ganzen Ein-
fluß zu nehmen. Das sollen sie bewirken durch Vorbild in Können und Haltung, in Pflichter-
füllung und Lebensführung.<< 
Der deutsche Nachrichtensender "n-tv" berichtete am 10. Januar 2006: >>Gastprofessur an 
Elite-Uni 
Fischers neues Leben 
Der ehemalige Außenminister Joschka Fischer will nach Informationen des "Sterns" Gastpro-
fessor in den USA werden. Die Zeitschrift berichtet unter Berufung auf das Umfeld des Grü-
nen-Politikers. Fischer habe geheime Verhandlungen über eine Gastprofessur an einer ameri-
kanischen Elite-Universität geführt. Seit längerem hätten ihm Anfragen aus Princeton in der 
Nähe von New York und Harvard im US-Bundesstaat Massachusetts vorgelegen. 
In Princeton hatte Fischer bereits 2003 einen Vortrag über "Europa und die Zukunft der trans-
atlantischen Beziehungen" gehalten. Laut "Stern" will Fischer, der weder Abitur noch ein Stu-
dium vorweisen kann, aber nicht für immer in die USA umziehen, sondern nur für zwei bis 
drei Jahre. Er verhandele zudem noch mit einem US-Forschungsinstitut über eine Mitarbeit 
im Bereich der Außenpolitik. ...<< 
Der deutsche Journalist Helmut Matthies schrieb am 29. April 2006 in der Wochenzeitung 
"Preußische Allgemeine Zeitung" (x887/...): >>Gewinner der Einheit 
DDR-Bürgerrechtler sind vergessen, es lebe die PDS 
Deutschland ist ein seltsames Land. Die jüngsten Wahlen ergaben, daß Rechtsextreme - DVU, 
NPD - eine geringere Rolle denn je spielen. Anstatt sich darüber zu freuen, erklärte der Zen-
tralrat der Juden in Deutschland im Blick auf Sachsen-Anhalt, die etablierten Parteien hätten 
"die Begeisterung für rechtsextremistische Parteien nicht gebrochen".  
Tatsache ist: Die NPD trat gar nicht an. Sie unterstützte die DVU, die aber trotzdem nur 3 
Prozent - 1998 waren es noch 12,9 Prozent! - erhielt. Begeisterung?  
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Daß in Sachsen-Anhalt Linksaußen 25,2 Prozent erhielt, ist weder Juden noch Kirchen noch 
Parteien eine Silbe des Bedauerns wert. Und hier liegt das Problem: Während Rechtsaußen 
marginalisiert ist, feiert Linksaußen einen Triumph nach dem anderen. 
Nicht genug damit, daß die PDS-Größen Gregor Gysi und Lothar Bisky von Talkshow zu 
Talkshow gereicht werden, obwohl sie in der SED-Diktatur verantwortliche Positionen inne-
hatten. Jetzt ist eine PDS- beziehungsweise Linkspartei-Frau gar in eines der höchsten Staats-
ämter gewählt worden: Petra Pau wurde eine der Vizepräsidenten des Bundestages. ... 
Sind etwa Mitarbeiter im Unterdrückungssystem nun im demokratischen Deutschland Gewin-
ner der Einheit? Die einstigen Bürgerrechtler sind jedenfalls so gut wie alle aus dem Bundes-
tag verschwunden. ... 
Deutschland hat 6.000 Gedenkstätten, die an das Nazi-Unrecht erinnern. Dagegen gibt es nur 
wenige über die zweite deutsche Diktatur im letzten Jahrhundert. Eine Gedenkstätte, die das 
Leid der Christen, die sich der Diktatur verweigerten, vor dem Vergessen bewahrt, ist nicht 
einmal im Gespräch. ...<<  
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 27. Februar 2010 über eine Rede des SPD-
Politikers Sigmar Gabriel (von 2009-2017 SPD-Vorsitzender): >>Parteitag in Dortmund: 
SPD-Chef Gabriel holzt gegen Union und FDP 
Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel hat auf dem Sonderparteitag in Dortmund den Angriff 
auf Schwarz-Gelb in Nordrhein-Westfalen ausgerufen. … 
Der Bundesregierung aus Union und FDP warf Gabriel Unfähigkeit vor. Er habe in seinem 
politischen Leben "noch nie einen so katastrophalen Start einer Regierung in Deutschland er-
lebt". Schwarz-Gelb sei "die schwächste Regierung, die wir je hatten". "Wir haben gar keine 
Bundesregierung", fügte Gabriel unter dem Beifall der rund 450 Delegierten hinzu. 
Vielmehr sei Kanzlerin Angela Merkel, CDU, "Geschäftsführerin einer neuen Nichtregie-
rungsorganisation in Deutschland". …<< 
Der deutsche CSU-Politiker Horst Seehofer, seit 2008 bayerischer Ministerpräsident, erklärte 
am 20. Mai 2010 während einer Unterhaltung mit dem Kabarettisten Erwin Pelzig 
(x317/151): >>… Diejenigen, die entscheiden, sind nicht gewählt, und diejenigen, die gewählt 
werden, haben nichts zu entscheiden.<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 3. Oktober 2010: >>Die erste deutsche Revolu-
tion 
Von Michael Stürmer  
Zwei Umbrüche, die Europa veränderten: Läßt sich die Vereinigung von 1871 mit der Wie-
dervereinigung von 1989 vergleichen?  
9. November 1989: Die Ostdeutschen konnten ihr Glück kaum fassen; die Westdeutschen 
trauten ihren Augen nicht. Wo gestern noch die Mauer stand für alle Ewigkeit, war heute eine 
Bresche. Jubel herrschte, Tränen der Freude flossen und ein Gefühl der Befreiung breitete sich 
aus, begleitet von der Angst, es könne alles wie im Traum am nächsten Tag vorüber sein. 
In den Staatskanzleien hielt die Politik den Atem an. Von London bis Paris, von Rom bis 
Warschau und Jerusalem herrschten gemischte Gefühle. Dies war vielleicht die finale, jeden-
falls eine gefährliche Krise des Kalten Krieges.  
Und ihre Ergebnisse waren gänzlich offen. Die Sowjetunion wankte und schwankte und hatte 
längst Rückzüge aus vorgeschobenen Positionen in Afrika und Lateinamerika angetreten. 
Rund um den Kaukasus wurde gekämpft; auf dem Balkan begann das blutige Auseinander-
brechen Jugoslawiens; die baltischen Republiken wollten nicht länger Teil des Sowjetimperi-
ums sein. 
Die DDR war immer Schlußstein im Bogen des äußeren Imperiums der Russen gewesen, ge-
sichert durch mehr als 20 Elitedivisionen, Hunderte taktischer Nuklearwaffen und das Kon-
trollnetz des sowjetischen KGB. Wenn das äußere Imperium auseinanderbrach, dann mußte 
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das innere Imperium folgen. Würden die Machthaber des Kreml, würde der Geheimdienst in 
der Lubjanka, würde die Generalität das hinnehmen? Wenn Imperien fallen, so die Lehre des 
20. Jahrhunderts, dann tun sie es nicht mit einem Seufzer, sondern mit einem Knall. 
Was den alten Griechen das Orakel von Delphi war, Ratgeber und Wahrheitskünder, war den 
Deutschen und ihren Nachbarn die schwere und vieldeutige Geschichte des 20. Jahrhunderts, 
in ihrer Mitte die Erinnerung an das Reich Bismarcks, an die wilhelminische Großmacht, das 
europäische Desaster von 1914 und den, wie General de Gaulle es nannte, "Dreißigjährigen 
Krieg unseres Jahrhunderts". Deutschland hatte in alldem eine Hauptrolle gespielt und war im 
Kalten Krieg Schauplatz der "Central Front" zwischen amerikanischen und sowjetischen 
Atomwaffen. Am Checkpoint Charlie in Berlins Friedrichstraße hatten einander 1961 nach 
dem Mauerbau die Panzer der USA und der UdSSR gegenübergestanden, Rohr gegen Rohr, 
um die Rechtslage zu klären. 
Nichts davon war an jenem 9. November vergessen. Geschichtskundige zitierten Benjamin 
Disraeli, den britischen Staatsmann, der 1871 im House of Commons im Blick auf den 
deutsch-französischen Krieg ahnungsvoll gesagt hatte: "Dieser Krieg ist eine deutsche Revo-
lution, ein größerer politischer Umbruch als die Französische Revolution des vergangenen 
Jahrhunderts. Ich sage nicht ein Umbruch von gleicher gesellschaftlicher Bedeutung, oder 
größer. Was die sozialen Konsequenzen angeht, die liegen in der Zukunft ... Jede diplomati-
sche Tradition ist weggefegt. Das Gleichgewicht der Macht ist vollständig zerstört." 
Disraeli, später Lord Beaconsfield, war 1871 Führer der Opposition, und zur Stellenbeschrei-
bung von Oppositionsführern gehört beides: zu vereinfachen und zu übertreiben. Zwischen 
1871 und 1989 ist noch viel geschehen, und vieles hätte auch anders kommen können. Aber 
niemand in den Korridoren der Macht konnte und wollte 1989 die Lehren der Geschichte - 
oder was jeder und jede dafür hielt - in den Wind schlagen.  
Was, wenn die Geschichte sich wiederholen würde? Mitterrand drohte mit Rückkehr zur fran-
zösisch-britisch-russischen Entente von 1913; die Iron Lady stellte einem Historiker-
Colloquium in Chequers die Frage: "Haben die Deutschen sich gewandelt?" Beide vergaßen 
vorübergehend, daß dieses Mal das große Spiel zwischen Washington und Moskau gespielt 
wurde, die Deutschen in Ost und West Objekt und Subjekt zugleich waren. 
Alles, was folgte, war zugleich Einhegung der Geschichte und vorwärts weisende Staatskunst. 
Das gilt für "Zwei plus Vier", die abschließende Regelung der Deutschen Frage, wie für die 
Maastricht-Verträge und die gemeinsame Währung. Integration statt deutscher Dominanz soll-
te alles richten, und niemals wieder, wie Kanzler Kohl am 3. Oktober 1990 in der Berliner 
Philharmonie feierlich sagte, dabei ein Buch über das Kaiserreich zitierend, "ein ruheloses 
Reich". Daß Rußland bei alldem in die Rolle des Verlierers gedrängt wurde, gehört zu den 
langfristigen Hypotheken der 1990er-Jahre - vermeidbar, wenn man auch im Bezug auf Ruß-
land geschichtliche Lehren und Regeln des Mächtesystems ernst genommen hätte. Bismarck 
hätte Washington und Bonn/Berlin geraten, es sich diesmal, anders als er selbst 1871 und da-
nach, nicht mit Rußland zu verderben. 
1871 veränderte sich in dem Europa der souveränen Großmächte die Führungsposition in der 
Mitte. Preußen als deutsche Vormacht und harter Kern der deutschen Politik löste Österreich 
endgültig ab als Machtzentrum in der Mitte Europas: So wie der deutsche Krieg gegen Däne-
mark 1864 halb Freiheitskrieg, halb Mächtekrieg gewesen war, war der preußisch-deutsche 
gegen Österreich ein Scheidungskrieg. Dahinter stand die Einsicht, seit dem nationalen Schei-
tern der Paulskirche 1848/49 überdeutlich, daß Großdeutschland unmöglich war: Nicht nur 
wegen der österreichischen Reichskonstruktion und der Unvereinbarkeit des industriell-
administrativen Entwicklungsstands, sondern auch wegen des Vetos der Großmächte. 
Trotzdem aber hatte Bismarck, seit 1862 als Ministerpräsident die Schlüsselfigur der preußi-
schen Politik, mit einer Reputation für, wie er selbst schrieb, leichtfertige Gewalt - gemeint 
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war Staatsstreich - die deutsche Einheitsfrage wieder aufgegriffen. Noch 1849 hatte er über 
den "Nationalschwindel" gespottet und das Königtum von Gottes Gnaden kompromißlos ver-
teidigt. Seitdem aber hatte er als Diplomat am deutschen Bundestag in Frankfurt gelernt, daß 
Preußen nur als Industriestaat ein Machtstaat bleiben konnte, daß der Monarchie zu ihrem 
Überleben ein Tropfen demokratischen Öls beizumischen war und daß er das Parlament als 
Motor der Modernisierung brauchte. Er wollte die Liberalen zähmen, die aber wollten mit ihm 
das Gleiche tun. Am Ende war er der Sieger. 
Die Zielstrebigkeit dieser Strategie und zugleich die Kaltblütigkeit bei der Ausführung haben 
ihm Bewunderung eingetragen, von den Zeitgenossen bis hin zum früheren US-Außenmi-
nister Henry Kissinger, aber auch Kritik ohne Ende - und meist unter Hinweis auf architekto-
nische Mängel und Schwächen der Verfassungs- und Machtkonstruktion, die in der Tat auf 
niemanden so stark zurückgeht wie auf Bismarck. Doch wäre es verfehlt, die Rede vom "Bis-
marckreich" wörtlich zu nehmen. Nicht nur, weil Bismarck selbst immer wieder gewarnt hat, 
so zum Beispiel im Reichstag: "Die Geschichte, meine Herren, können wir nicht machen. Wir 
können nur warten, daß sie sich vollzieht." Der große Macher war auch großer Aussitzer. Und 
er war ein unübertrefflicher Taktiker. 
Immer wieder wird das Wort zitiert, zumeist im Ton von Abscheu und Empörung, das er am 
30. September 1862, frisch im Amt, den ihm feindlich gesinnten Abgeordneten entgegen-
schmetterte: "Nicht durch Reden und Majoritätsbeschlüsse werden die großen Fragen der Zeit 
entschieden - das ist der große Fehler von 1848/49 gewesen -, sondern durch Eisen und Blut." 
Wer genau hinhört, erkennt darin die Taktik, die Liberalen für die Strategie der deutschen 
Einheit zu engagieren und sie zugleich zur Kapitulation über Budget und Verfassung zu ver-
führen. So ist es dann auch gekommen. 
In Wirklichkeit aber war die Lage viel komplizierter als das Duell "Regierung – Bismarck - 
Monarchie" auf der einen Seite, "Liberalismus – Verfassung - Modernisierung" auf der ande-
ren. Was die Gegner verband, war das Ziel des nationalen Großwirtschaftsraums, Freihandel 
nach außen und Verfassung nach innen. Was sie trennte, war die Frage der Macht. 
Gäbe es in der Geschichte ein letztes Wort, so steht es dem Großmeister der modernen Wirt-
schaftslehre zu: Lord Keynes. Er sprach davon, daß "Kohle und Stahl" die deutsche Einheit 
geschmiedet hätten, nicht "Eisen und Blut". 
Die Geschichte der deutschen Einheit jedenfalls reicht so weit, wie sie umstritten bleibt.<< 
Die Tageszeitung "Handelsblatt" berichtete am 9. Dezember 2010: >>Transparency-Um-
frage 
Deutsche halten ihre Parteien für zutiefst korrupt 
Die Deutschen haben keine gute Meinung von ihren Parteien. Im Gegenteil: Sie halten sie für 
tief verstrickt in Korruption und Lobbyismus. Justiz und Polizei genießen dagegen in der Be-
völkerung höchstes Vertrauen, wie eine am Donnerstag veröffentlichte Umfrage von Transpa-
rency International ergab.  
… Auf einer Skala von eins bzw. nicht korrupt bis fünf bzw. höchst korrupt kamen die Partei-
en lediglich auf die Note 3,7. Das ist der schlechteste Wert aller Sektoren, zu denen TI rund 
1.000 Deutsche repräsentativ befragt hatte. …<< 
Egon Bahr, von 1972-1976 SPD-Bundesminister, schrieb am 16. Oktober 2011 in der Wo-
chenzeitung "JUNGE FREIHEIT": >>"Lebenslüge der Bundesrepublik" 
Von einem "Unterwerfungsbrief" sprach Willy Brandt und lehnte eine Unterzeichnung zu-
nächst empört ab: "Schließlich sei er zum Bundeskanzler gewählt und seinem Amtseid ver-
pflichtet. Die Botschafter (der Alliierten) könnten ihn wohl kaum absetzen! Da mußte er sich 
belehren lassen, daß schon Adenauer diese Briefe unterschrieben hatte und danach Erhard 
und danach Kiesinger." So schilderte es Egon Bahr 2009 in der "Zeit" und machte damit 
erstmals die Existenz der sogenannten "Kanzlerakte" öffentlich. Nun nimmt er hier zum zwei-
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ten Mal dazu in einer Zeitung Stellung. 
In der Zeit habe ich geschildert, wie dem frisch gewählten Bundeskanzler Willy Brandt bei 
Amtsantritt "drei Briefe" an die Botschafter der Westmächte zur Unterschrift vorgelegt wur-
den. Damit sollte er zustimmend bestätigen, was die Militärgouverneure in ihrem Genehmi-
gungsschreiben zum Grundgesetz vom 12. Mai 1949 an verbindlichen Vorbehalten gemacht 
hatten. Als Inhaber der unkündbaren Siegerrechte für Deutschland als Ganzes und Berlin hat-
ten sie diejenigen Artikel des Grundgesetzes suspendiert, also außer Kraft gesetzt, die sie als 
Einschränkung ihrer Hoheit verstanden. … 
Willy Brandt war empört. … 
Die Beamten haben ihn darauf hingewiesen, daß Adenauer diesen Brief vor der Genehmigung 
des Grundgesetzes durch die drei Militärgouverneure unterschrieben hatte, was dann Erhard 
und Kiesinger wiederholt hatten. - Dann könne er das auch machen, entschied Brandt. Helmut 
Schmidt konnte sich nicht erinnern, einen entsprechenden Brief vorgelegt bekommen zu ha-
ben. Kohl habe ich nicht gefragt.  
… In der Charta der Vereinten Nationen existieren noch immer die Feindstaatenartikel, nach 
denen die Sieger im Falle eines Falles ihre Rechte über Deutschland aktivieren können. 
Lebenslüge der alten Bundesrepublik 
Die BRD und die DDR mußten einen Brief, den ich mit DDR-Staatssekretär Michael Kohl 
abgestimmt habe, an unsere jeweiligen Großen oder Freunde schreiben, daß auch durch Bei-
tritt der beiden Staaten die Siegerrechte nicht erlöschen. Aber das spielt keine Rolle mehr, 
weil die Vier versichert haben, sie würden sich darauf nicht mehr berufen und die Charta seit 
ihrem Bestehen nicht verändert wurde und die Büchse der Pandora geöffnet würde, falls man 
auch nur in einem Punkte damit beginnen würde. 
Daß über die geschilderten Realitäten geschwiegen wurde, hat einen einfachen Grund. Es war 
eine der Lebenslügen der alten Bundesrepublik, 1955 mit dem Beitritt zur Nato zu behaupten, 
wir wären souverän geworden. Im obersten Ziel der Einheit der Nation waren wir es nie. Die 
Bundesregierung und die drei Westmächte hatten 1955 dasselbe Interesse: Über die fortdau-
ernde Einschränkung der deutschen Selbstbestimmung nicht zu sprechen. …<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 43 berichtete am 24. Oktober 2011: 
>>Das Geld regiert die Welt - oder es dient ihr 
Autoren Philippe Mastronardi und Peter Ulrich 
Die Staaten haben die Finanzmärkte in die Freiheit entlassen, ohne ihnen Verantwortung zu 
überbinden. Nun herrscht das Geldsystem über das politische System. Unter dem heutigen 
Finanzmarktregime wird sich das nicht ändern. Erst wenn sich Geld nur noch im Rhythmus 
der wirtschaftlichen Realentwicklung vermehren läßt, können spekulative Finanzblasen ver-
hindert werden und stabile Verhältnisse einkehren.  
Es mußte soweit kommen, daß Rating-Agenturen ihr Urteil über die Weltmacht USA sowie 
über verschiedene hoch verschuldete Euro-Länder fällten, bis uns die Einsicht dämmerte, wie 
verkehrt unsere gegenwärtige Wirtschaftswelt ist. Da entscheiden tatsächlich private Firmen 
über die Vertrauenswürdigkeit ganzer Staaten und begründen ihr Urteil im Fall der USA etwa 
damit, es genüge nicht, die Sozialprogramme nur an den Rändern zu beschneiden; sie müßten 
grundsätzlich reformiert werden.  
Je nach Belieben könnte die Begründung auch ganz anders lauten, da die urteilende "Instanz" 
frei von jeder öffentlichen Rechenschaftspflicht walten kann. Die betroffenen Regierungen 
wehren sich zwar jedes Mal verbal gegen die Verurteilung, finden aber auf den Finanzmärkten 
kein Gehör. Die Herrschaft des Ratings kennt keine demokratischen oder rechtsstaatlichen 
Prozeduren der Gewaltenteilung - sie steht also offenbar über ihnen und ist nicht verhandel-
bar. Die Wahrheit wird von privat ernannten Experten verfügt. Diese folgen der Logik des 
Finanzmarktes, nicht der öffentlichen Vernunft.  
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Daß die Finanzmärkte zunehmend die Realwirtschaft steuern, ist spätestens mit der Finanz-
marktkrise von 2008 unübersehbar geworden. Heute wird darüber hinaus klar, wie weitgehend 
sie auch die Politik der Staaten beherrschen. Eine neue Weltordnung hat sich durchgesetzt: 
Die höchste Macht kommt den Prozessen an den Finanzmärkten zu, gefolgt von den Entwick-
lungen in der Realwirtschaft und schließlich den politischen Prozessen in und zwischen den 
Staaten.  
Die Staaten konkurrieren im internationalen Standortwettbewerb um die günstigsten - sprich: 
privatwirtschaftlich gewinnbringendsten - Investitionsbedingungen. So ist aus der notwendi-
gen staatlichen Ordnung des Wettbewerbs ein fast regelloser Wettbewerb zwischen den staat-
lichen Rahmenordnungen geworden. Nun bestimmen die Kapitalverwertungsinteressen von 
Anlegern, Unternehmern und Managern weitgehend darüber, was ordnungspolitisch "mög-
lich" und "notwendig" ist.  
Und da die "Finanzindustrie", die genaugenommen gar nichts produziert, diesen Kapitalver-
wertungsinteressen naturgemäß am nächsten steht, dominiert sie gegenüber der Realwirt-
schaft. Diese ist zur Finanzierung ihrer Geschäftsprozesse von einer funktionierenden Geld- 
und Kreditversorgung und kostengünstigen Finanzdienstleistungen abhängig. Aber diese ur-
sprünglichen Aufgaben im Dienste der Volkswirtschaft stehen längst nicht mehr im Zentrum 
der Finanzwirtschaft, vielmehr versteht sie sich in erster Linie als privatwirtschaftliche Bran-
che, die mit ihren "Finanzprodukten" möglichst ohne den Umweg über die Realwirtschaft 
"Geld macht".  
Aus genau diesem privatistischen Verständnis heraus ist die Finanzwirtschaft von den meisten 
Staaten in den vergangenen 30 Jahren weitgehend dereguliert worden, so daß sie kaum noch 
Beschränkungen unterliegt. Die Macht des Geldes untersteht keiner normativen Verfassung 
mehr. Als Rechtfertigung für die Entfesselung der Finanzmärkte diente regelmäßig das Argu-
ment, daß damit der gesamten Volkswirtschaft neue Dynamik verliehen würde.  
Bewirkt wurde - von gewaltigen Einkommens- und Vermögensumverteilungen von den Be-
sitzlosen zu den Besitzenden ganz abgesehen - vor allem eine grundsätzliche Instabilität, die 
in Krisensituationen politisch kaum mehr beherrschbar ist. Denn die Finanzmarktakteure kön-
nen jederzeit gegen mißliebige Regulierungsansätze mit der Abwanderung an weniger regu-
lierte Standorte oder mit der Verweigerung benötigter Finanzierungen drohen und damit die 
nationalen Regierungen erpressen.  
Aus durchaus verständlicher Angst vor der Reaktion der Rating-Agenturen und der Finanz-
märkte wagt die verantwortliche Politik beispielsweise noch immer nicht den Schritt zu einem 
geordneten Schuldenschnitt im Falle Griechenlands. So zieht die Finanzwirtschaft alle andern 
Mächte zur Verantwortung, ist aber ihrerseits nahezu keiner (Gegen-)Macht mehr verantwort-
lich. Der Satz, wonach das Geld die Welt regiere, gilt radikaler als je zuvor: Neben den ein-
zelnen Kapitaleignern meint er nun auch das globalisierte Finanzsystem als Ganzes. Die per-
sönliche Macht der Geldbesitzer wird durch die systemische Macht einer maßlos kapitalisti-
schen Ordnung überlagert.  
Dementsprechend hilflos wirken unter diesen Bedingungen die Bemühungen der Regierungen 
zur Krisenbewältigung. Die Forderungen der Finanzwelt sollen im je nationalen Kampf um 
Sparmaßnahmen vorwiegend auf dem Rücken von Arbeitenden und Steuerzahlern befriedigt 
werden, ohne daß sie auf ihre Legitimität hinterfragt werden. Das läuft allzuoft auf Raubbau 
am gesellschaftlichen Kitt der Solidarität hinaus und zerstört damit den demokratisch grund-
legenden Zusammenhalt der Bürgerschaft.  
Vom sonst weitgehend akzeptierten Verursacherprinzip ist auf Grund der skizzierten verkehr-
ten Machtverhältnisse kaum die Rede, wenn es die Finanzbranche betrifft. Ganz im Gegenteil 
hat das alte Diktum von der Privatisierung der Gewinne und der Sozialisierung der Verluste 
eine vor der Finanzkrise so kaum gemeinte Bedeutung erhalten.  



 21 

Nichts anderes sind die meisten Maßnahmen zur Stützung der systemrelevanten Banken - man 
denke an die Übernahme ihrer "Schrottpapiere" durch die Zentralbanken, die sogenannten 
"Rettungsschirme" und "Quantitative easing-Programme" (Vergrößerung der Geldmenge mit-
tels Ankauf von Staatsanleihen, Devisen usw.). Wenn auch nicht allein deshalb, so doch zu 
einem wesentlichen Teil ist deswegen die öffentliche Schuldenlast vieler Staaten sprunghaft 
angestiegen. So ist aus der Finanzmarktkrise eine nur mehr schwer einzudämmende interna-
tionale Schuldenkrise geworden.  
An der Wurzel angepackt hat die internationale Politik das Übel bisher nicht. Man begnügt 
sich mit immer weiteren, zum Teil konzeptlos anmutenden Symptomtherapien. Systeminterne 
Retuschen verschaffen aber höchstens einen Zeitgewinn und verschieben den gefürchteten 
Zusammenbruch des Systems auf einen späteren Zeitpunkt, in dem er vermutlich noch hefti-
gere Wirkungen zeitigen wird. Gewiß sind viele Staaten teilweise selbst dafür verantwortlich, 
daß sie sich in so hohem Masse verschuldet haben:  
Sie haben opportunistisch versucht, im Standortwettbewerb von der Dynamik der Finanzwelt 
zu profitieren. Damit haben sie sich von dieser abhängig gemacht, statt ordnungspolitisch 
vorbeugend für kontrollierbare Verhältnisse mit begrenzten Risiken zu sorgen. Aus diesem 
Teufelskreis gilt es auszubrechen. 
Diese knappe Analyse zeigt bereits, daß eine tiefer greifende Systemreform nötig ist. Es 
braucht eine globale Finanzmarktverfassung, welche die aufgeblähten Finanzmärkte wirksam 
an die Entwicklung der Realwirtschaft zurückbindet und die Staaten nicht weiter Spielball der 
finanziellen Spekulation sein läßt. 
Wie kann das Geld vom Herrn zum Diener der Welt gemacht werden? Die Staaten müssen die 
Geld- und Kreditversorgung als volkswirtschaftliche Infrastruktur begreifen und ernst neh-
men. Nötig ist eine grundsätzliche Reform der Finanzmarktverfassung, die auf folgenden kon-
zeptionellen Grundlagen beruht: 
1. Die Versorgung der Wirtschaft mit Geld und Kredit ist eine öffentliche Aufgabe: Der Fi-
nanzmarkt ist kein gewöhnlicher Markt, in dem die Privatautonomie jedes einzelnen Teilneh-
mers das höchste Gut ist, sondern ein öffentlicher Raum, in welchem eine grundlegende 
volkswirtschaftliche und gesellschaftliche Aufgabe zu erfüllen ist. Die Finanzbranche hat ei-
nen Service public zu erbringen.  
Die moderne Wirtschaft kann nur auf der Grundlage einer Staatsverantwortung für die Ver-
sorgung mit Geld und Kredit funktionieren. Was ökonomisch als Markt betrachtet wird, ge-
hört aus ordnungspolitischer Sicht zu den grundlegenden Rahmenbedingungen einer lei-
stungsfähigen Volkswirtschaft und muß deshalb rechtlich und politisch als Staatsaufgabe ge-
staltet werden. Wieviel von dieser Staatsaufgabe mit marktnahen Mitteln und durch private 
Akteure wahrgenommen werden kann, soll demokratisch entschieden werden.  
2. Das herkömmliche Aufsichtsmodell - das Konzept staatlicher Kontrolle über den Markt - 
ist abzulösen: Nach dem Paradigma des "freien Marktes" wurde bis anhin der Finanzmarkt auf 
der Grundlage eines Aufsichtsmodells geregelt: Im Grundsatz galt für alle Akteure die Wirt-
schaftsfreiheit. Der Staat übte lediglich eine polizeiliche Aufsicht aus, um Mißbräuche oder 
schädliche Auswirkungen zu verhüten oder zu beheben. Dabei folgte er der Problementwick-
lung immer nur reaktiv und korrektiv, ohne die tiefer liegenden Ursachen und ihre Dynamik je 
in den Griff zu bekommen.  
Finanzmarktkrisen waren nach diesem Modell hinzunehmen, weil sie den Preis der Wirt-
schaftsfreiheit bildeten. Sie konnten lediglich Anlaß dazu sein, die Aufsicht zu verschärfen 
und die Rahmenbedingungen zu stärken. Jetzt erleben wir, daß dieses Modell versagt. 
3. Die zukünftige Finanzmarktverfassung hat sich am Gewährleistungsmodell zu orientieren: 
Wenn die Versorgung der Wirtschaft mit Geld und Kredit eine Staatsaufgabe ist, ist sie von 
vornherein als öffentliche Infrastrukturleistung zu gestalten, ähnlich wie beispielsweise das 
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Rechts-, das Bildungs-, das Verkehrs- und das Energieversorgungssystem. An die Stelle des 
Aufsichtsmodells tritt damit das Gewährleistungsmodell: Der Staat gewährleistet die Versor-
gung der Wirtschaft mit Geld und Kredit unter Beiziehung Privater.  
Was bedeutet dieses Gewährleistungsmodell? Es umfaßt drei Teilverantwortungen, die zwi-
schen Staat und Privaten aufgeteilt werden können: Der Staat hat einen funktionierenden Fi-
nanzmarkt zu gewährleisten, welcher die Versorgung der Wirtschaft mit Geld und Kredit si-
cherstellt (Gewährleistungsverantwortung). Er kann damit private Dienstleister beauftragen, 
welche die öffentliche Aufgabe nach den staatlichen Vorgaben und Zielen zu erfüllen haben 
(Erfüllungsverantwortung). Versagen die Privaten in ihrer Leistungspflicht oder überschreiten 
sie die Grenzen ihres Mandats, kann der Staat die Aufgabe wieder an sich ziehen oder Dritten 
übertragen (Auffangverantwortung). 
Staatsaufgabe bedeutet also nicht Verstaatlichung! Gemäß dem modernen Konzept der Public 
governance können öffentliche Aufgaben in unterschiedlichster Weise durch ein Zusammen-
spiel des Staates mit Privaten erfüllt werden.  
Umfassend ist nur die Staatsverantwortung für die Erbringung einer gemeinwohldienlichen 
Leistung. Inwieweit der Staat diese Leistung selbst erbringt, ist Sache der konkreten Ausge-
staltung. Diese ist demokratisch zu bestimmen.  
Im Bereich des Finanzmarktes wird eine Aufgabenteilung zwischen einer autonomen staatli-
chen Instanz (der Zentralbank, in der Schweiz "Nationalbank" genannt) und der privaten Fi-
nanzbranche zu suchen sein. Die Erfahrung zeigt freilich, daß der Zentralbank wesentlich 
mehr Kompetenzen zugesprochen werden müssen als bis anhin. 
4. Im Finanzbereich ist der Vorrang der Demokratie vor der Wirtschaftsmacht durchzusetzen: 
Die Staaten müssen den Banken die private Geldschöpfung wieder entziehen. Denn heute ent-
steht neues Geld zum größten Teil durch Kreditschöpfung, indem sich jemand bei einer Bank 
verschuldet. Auf Grund der geringen Eigenmittelanforderungen können die Geschäftsbanken 
auf diesem Weg riesige Volumen an sogenanntem Buchgeld schaffen, das großenteils speku-
lativen Zwecken auf den Finanzmärkten dient.  
Deshalb haben die Zentralbanken die Kontrolle über die Geldmenge verloren. In Zukunft soll 
auch Buchgeld - wie die Münzen und Banknoten - gesetzliches Zahlungsmittel sein, das nur 
von der Zentralbank geschöpft werden kann (sogenannte Vollgeldreform). So wird das gesetz-
liche Geldmonopol wiederhergestellt. Die Zentralbank (Nationalbank) gibt so viel Geld in 
Umlauf, wie es die Entwicklung der Volkswirtschaft erfordert.  
Damit sorgt sie dafür, daß die Geldmenge das Volumen der Realwirtschaft abbildet. Den 
Banken verbleibt die Verteilung und Verwaltung des Geldes: der Zahlungsverkehr, die Kre-
ditvergabe (soweit sie vom Vollgeld abgedeckt ist) sowie Finanzdienstleistungen für die Re-
alwirtschaft und die Vermögensverwaltung für Private. 
Die Zentralbanken bestimmen auch die Grenzen der zulässigen Wirtschaftstätigkeit der Fi-
nanzbranche. Sie unterstellen bestimmte Tätigkeiten einer Bewilligungspflicht und verhindern 
volkswirtschaftlich schädliche Finanzprodukte. Sie verbieten zum Beispiel Wetten auf die 
Zahlungsunfähigkeit von Staaten. 
Zu diesem Zweck werden auf nationaler Ebene verfassungsrechtliche Regelungen nötig, die 
klarstellen, welche Entscheide demokratisch zu treffen sind, welche an die Zentralbank dele-
giert werden sollen und welche der Finanzbranche anvertraut werden dürfen.  
Das Geld kann zum Diener der Welt gemacht werden, sobald wir erkennen, daß es uns zu ver-
sklaven droht. Geld macht frei, aber nur, wenn wir es unserer demokratischen Verantwortung 
unterstellen. 
Die beiden Autoren sind emeritierte Lehrstuhlinhaber an der Universität St. Gallen: Philippe 
Mastronardi für öffentliches Recht, Peter Ulrich für Wirtschaftsethik. ...<< 
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Die deutsche Zeitschrift "Magazin 2000plus" berichtete am 8. Januar 2012 (x936/…): >>Die 
Staats-Simulation "BRD"  
Ein Artikel von Ingrid Schlotterbeck 
Am 8. Mai 1945 wurden die Kampfhandlungen des 2. Weltkriegs eingestellt, nach dem am 7. 
Mai Generaloberst Alfred Jodl, als Delegationsleiter der Regierung Dönitz in Reims (Frank-
reich) die Kapitulationsurkunde unterzeichnete. Am 9. Mai unterzeichnete Generalfeldmar-
schall Keitel für die Wehrmacht die bedingungslose Kapitulation in Berlin-Karlshorst. 
"Vereinigtes Wirtschaftsgebiet Deutschland" 
Der völkerrechtliche Begriff "Debellatio", gemeint ist damit die Niederwerfung des Gegners, 
trifft hier nicht zu. Die Sieger hätten vom Zustand der "Debellatio" Gebrauch machen müssen. 
Es gab nur zwei Möglichkeiten, die Annexion, also die Einverleibung der eroberten Gebiete, 
oder die Subjugation, die Verknechtung des Volkes. Beides haben die Sieger nicht getan, son-
dern in Potsdam ausdrücklich erklärt, daß weder das Deutsche Volk versklavt werden soll, 
noch Gebiete im Zuge einer Annexion weggenommen werden. (3-Mächte-Konferenz 17.7. bis 
2.8.1945, Potsdam). 
Die Siegermächte teilten das Deutsche Reich in Besatzungszonen auf. 
Die Westmächte teilten Nord-, West- und Süddeutschland unter sich auf, die Russen besetzten 
Mitteldeutschland und Ostdeutschland wurde von Rußland unter polnische und russische 
Verwaltung gestellt. Der Staat Deutsches Reich wurde mit Art. 1 §1 des Supreme Headquar-
ters Allied Expeditionary Force (SHAEF)- Gesetz Nr. 52 am 12.9.1944 bereits, mit allen 
Reichsländern, Gauen, Kommunen etc,, mit Wissen und Billigung Englands und der Sowjet-
union beschlagnahmt. 
Der immer noch fehlende Friedensvertrag wird mit den Siegermächten und dem Deut-
schen Reich zu schließen sein. Daß das Deutsche Reich fortbesteht hat das Bundesverfas-
sungsgericht (so heißt es nun mal), obwohl die Verfassung fehlt und nur ein Grundgesetz von 
den alliierten Siegermächten der BRD "übergestülpt" wurde, eindeutig festgestellt (BverfGE2, 
26 und 2BvF1/1973) siehe dazu auch die Rede Carlo Schmid (in Magazin EXTRA 10). 
Seitdem verfügt weder das Deutsche Reich, noch das von den Siegermächten geschaffene 
Besatzungskonstrukt BRD, noch das vereinigte Wirtschaftsgebiet, nach dem Beitritt der 
DDR zur BRD, über volle uneingeschränkte Souveränität. Auch wenn durch die Politiker 
der BRD anläßlich des Zwei-plus- Vier-Vertrages 17.7.1990 in Paris (Vertrag über die ab-
schließende Regelung in bezug auf Deutschland 12.9.1990) Grenzverläufe bestätigt wurden, 
können das keine Gebietsabtretungen sein, da die BRD nicht Rechtsnachfolger des Deutschen 
Reichs ist. 
Bei diesen Verhandlungen wurde der Artikel 23 (Geltungsbereich des Grundgesetzes) und 
die Präambel auf Veranlassung von James Baker (USA) und Eduard Schewardnadse (Sowjet-
union) gestrichen. Damit wurde völkerrechtlich betrachtet das gesamte Grundgesetz der BRD 
aufgehoben. 
Gleichzeitig wurde die Verfassung der DDR aufgehoben. Mit der Streichung der Präambel 
und des Art. 23 GG sind de jure jegliche Rechtsgrundlagen der Organe und Behörden der 
BRD erloschen, haben somit keine Rechtsgültigkeit mehr. Der territoriale Geltungsbereich des 
Grundgesetzes ist spätestens mit der Streichung des Art. 23, am 23.9.1990 im Bundesgesetz-
blatt veröffentlicht, erloschen. 
Seit Ende 1990 gibt es das "Vereinigte Wirtschaftsgebiet Deutschland". Gemäß Artikel 133 
Grundgesetz gibt es keine "BRD", lediglich ein vereinigtes Wirtschaftsgebiet! Somit ist 
die "BRD" eine Staats-Simulation. 
Alle Politiker Schauspieler. 
Ein Staat oder ein staatsähnliches Gebilde wird nur vorgetäuscht, nur vorgespielt. Diese Situa-
tion verschweigt man den Bewohnern des Wirtschaftsgebietes "BRD", hält diese dumm (nun 
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gut, die lassen sich ja auch für dumm verkaufen) und ist u.a. bei den Euro-Verhandlungen ab-
solut erpreßbar. Was der aufmerksame Betrachter jeden Tag aufs Neue kopfschüttelnd zur 
Kenntnis nimmt.  
Die "BRD" wird völkerrechtlich (und nach den SHAEF- Militärgesetzen) durch eine 
Nicht-Regierungsorganisation (NGO) geleitet. Bei der UNO werden die NGO-Staaten unter 
folgendem Link geführt: 
http://esango.un.org/civilsociety/showProfileDetail.do?method=showProfile- Details& profi-
leCode=43653.  
Mit Debellatio bzw. Debellation (lateinisch: "vollständige Besiegung, Kriegsbeendigung"; 
bellum "Krieg") bezeichnet man das durch vollständige Zerstörung und militärische Nieder-
ringung eines feindlichen Staates herbeigeführte Ende eines Krieges. Nach traditionellem 
("klassischem") Völkerrecht konnte, aber brauchte damit nicht einherzugehen die Annexion, 
das heißt die Beseitigung der Staatsgewalt des debellierten Staates und die Inanspruchnahme 
des Staatsgebiets durch den Sieger.  
Die Einführung des Kriegsverbots im modernen Völkerrecht und demzufolge auch des Anne-
xionsverbots beschränkt die Bedeutung der Debellation. Das deutlichste Beispiel einer Debel-
lation ist die Unterwerfung Karthagos durch die Römer. Nach langen verlustreichen Schlach-
ten wurde die Stadt völlig zerstört. (Quelle Wikipedia) …<< 
Der deutsche Hochschullehrer i.R. Dr. Hans Penner forderte bereits am 21. August 2012 den 
Rücktritt der Bundeskanzlerin Merkel (x932/…): >>Merkel betreibt Auflösung Deutsch-
lands 
Im Widerspruch zu ihrem Amtseid betreibt Frau Dr. Angela Merkel eine Energie- und Euro-
papolitik, die Deutschland großen Schaden zufügt und zu Deindustrialisierung, Arbeitslosig-
keit und Verarmung führen wird. Aus diesen Gründen ist der Rücktritt von Frau Dr. Angela 
Merkel von ihrem Amt als Bundeskanzler zu fordern.  
1. Auflösung der Bundesrepublik Deutschland 
Frau Merkel betreibt die Auflösung der Bundesrepublik Deutschland als souveränen Rechts-
staat. Deutschland soll in einen europäischen Bundesstaat integriert werden, der aller Voraus-
sicht nach eine sozialistische Fiskal-Diktatur sein wird. Diese Bestrebungen widersprechen 
Artikel 20 des Grundgesetzes. Das Grundgesetz erlaubt den Bürgern Widerstand gegen diese 
Politik.  
2. Vernachlässigung der Bankenaufsicht 
Durch Vernachlässigung der Bankenaufsicht unter der Regierung von Frau Merkel hat sich in 
Deutschland der Schwerpunkt der Bankentätigkeit auf das Investmentbanking verlagert. Als 
Ergebnis betreiben Banken riskante Geschäfte, deren Verluste der Steuerzahler tragen muß. 
3. ESM-Vertrag 
Auf Betreiben von Frau Merkel soll in Luxemburg eine unzutreffend als "Europäischer Stabi-
litätsmechanismus" (ESM) bezeichnete internationale Finanzbehörde geschaffen werden. Laut 
ESM-Vertrag soll diese ESM-Bank volle Immunität genießen. Beaufsichtigungen oder Kon-
trollen der ESM-Bank sind untersagt. Die Mitarbeiter der ESM-Bank sind zum Stillschweigen 
verpflichtet. 
4. Schulden-Union 
Unter Mißachtung der europäischen Gesetze betreibt Frau Merkel die Umgestaltung der EU in 
eine Schuldenunion. Die ESM-Bank dient ausschließlich dem Zweck, die Gläubiger maroder 
Banken zufriedenzustellen. 
5. Preisgabe der Haushaltssouveränität 
Die Finanzierung der ESM-Bank bedeutet die Preisgabe der Haushaltssouveränität des Bun-
destages. Der Bundestag kann zwar das deutsche Mitglied des Gouverneursrates der ESM-
Bank beeinflussen, nicht aber die Entscheidungen des Gouverneursrates. 
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6. Anstieg der Staatsverschuldung 
Unter der Regierung von Frau Merkel stieg die Staatsverschuldung von 1,5 auf 2,1 Billionen 
Euro. Auf Betreiben von Frau Merkel verpflichtet sich Deutschland, der ESM-Bank einen 
Betrag von 190 Milliarden Euro zur Verfügung zu stellen. Da Deutschland dieses Geld nicht 
hat, kann dieser Betrag nur durch eine höhere Neuverschuldung aufgebracht werden. Darüber 
hinaus kann der Gouverneursrat das Grundkapital des ESM und damit den Beitrag Deutsch-
lands jederzeit nach Belieben erhöhen. 
7. Torpedierung der Sozialen Marktwirtschaft 
Frau Merkel torpediert die Soziale Marktwirtschaft durch zwangswirtschaftliche Verordnung 
unwirtschaftlicher Stromerzeugungsmethoden. 
8. Vernichtung der Kerntechnik 
Ohne rationale Begründung vernichtet Frau Merkel die hochentwickelte, sichere deutsche 
Kerntechnik und zwingt zum Import von unverzichtbarem Nuklearstrom. Die Eigentümer der 
Kernkraftwerke werden gesetzwidrig zwangsenteignet. Die Gesamtkosten müssen vom Steu-
erzahler getragen werden. Deutschland verliert seine Kompetenz auf dem Gebiet der Kern-
energie. 
9. Propagierung der Klimakatastrophen-Hypothese 
Wider besseres Wissen behauptet Frau Merkel als promovierte Physikerin, Kohlendioxid sei 
ein Schadstoff, obwohl dessen Klimasensitivität unter 1° C liegt. Kohlendioxid-Emissionen 
haben keinen schädlichen Einfluß auf das Klima, fördern aber das Pflanzenwachstum. 
10. Umbau der Stromversorgung in Deutschland 
Frau Merkel fordert einen extrem kostspieligen unnötigen Umbau der Stromversorgung in 
Deutschland, der nach gegenwärtigen Schätzungen einen Anstieg der Stromkosten auf das 
dreifache bewirken wird. Süddeutschland soll aus dem Wattenmeer mit Strom versorgt wer-
den, was Stromleitungen erfordert von der Länge München - Moskau. 
11. Gefährdung der Sicherheit der Stromversorgung 
Frau Merkel fördert einen exzessiven Ausbau der sogenannten "erneuerbaren" Energieformen 
Photovoltaik, Windkraft und Biogas. Dadurch gefährdet sie in zunehmendem Maße die Netz-
stabilität und macht großräumige und langdauernde Stromausfälle immer wahrscheinlicher. 
Solche Stromausfälle werden nicht nur große Sach- und Vermögensschäden anrichten, son-
dern möglicherweise auch Tote und Verletzte fordern. 
12. Belastung der Umwelt 
Die von Frau Merkel geforderten und geförderten "erneuerbaren" Energieformen Photovol-
taik, Windkraft und Biogas belasten die Umwelt in Deutschland, ohne irgendeinen Einfluß auf 
das Weltklima auszuüben. 
13. Zerstörung der Familie 
Unter der Regierung von Frau Merkel wird die Familienstruktur unseres Volkes zerstört. Jede 
Woche werden einige tausend sozial unerwünschte ungeborene Deutsche vor ihrer Geburt 
getötet. 
14. Islamisierung Deutschlands 
Unter der Regierung von Frau Merkel werden an Universitäten islamische Lehrstühle einge-
richtet, um die verfassungswidrige totalitäre Ideologie des Islam auszubreiten.<< 
Herbert Ludwig berichtete am 17. Mai 2013 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die parlamentarische "Scheindemokratie" (x966/…): >>Fassade 
"Demokratie" 
"Wählen bedeutet die Illusion des Einflusses im Austausch gegen den Verlust der Freiheit." 
Frank Karsten/Karel Beckmann: Wenn die Demokratie zusammenbricht.  
Die heutige Form der Demokratie wird weithin als die beste aller möglichen Gesellschaftssy-
steme, als Höhepunkt der politischen Entwicklung der Menschheit, wenn nicht gar als endgül-
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tige Entwicklungsform menschlichen Zusammenlebens gepriesen. Freiheit, gleiche Teilhabe 
und Mitbestimmung, Rechtsstaatlichkeit und Gerechtigkeit, sowie materieller Wohlstand 
werde durch die moderne Form der parlamentarischen Demokratie garantiert. In ihr entscheide 
nicht mehr ein Einzelner oder eine privilegierte Schicht diktatorisch über das Volk, sondern 
dieses bestimme seine Geschicke selbst. 
Kratzen wir an dieser Fassade, so kommt vielfach etwas ganz anderes zum Vorschein. Auch 
in der heutigen Demokratie wird das Leben der Menschen weitgehend von außen durch Ge-
setze reglementiert, die von einer privilegierten Politikerkaste beschlossen werden, nur daß 
diese ihre Stellung nicht der Geburt, sondern den Wahlen des Volkes verdankt. Mit der Wahl 
aber, die stets als großes demokratisches Ritual gefeiert wird, beschränkt sich die Mitwirkung 
des Bürgers an der politischen Willensbildung darauf, seine Stimme im doppelten Wortsinn 
abzugeben und anschließend ohnmächtig zu verfolgen, was die Parteien und Politiker daraus 
machen.  
Fast alle gesellschaftlichen Themen werden, mit zunehmender Tendenz, zu kollektiven Pro-
blemen gemacht und per Gesetz zentral organisiert. Von Freiheit und Selbstbestimmung kann 
da keine Rede sein. Das ist prinzipiell ebenso eine Fremdbestimmung des Menschen wie in 
einer vormundschaftlichen Diktatur, nur daß in der "Demokratie" die Menschen ihre Vormün-
der alle paar Jahre unter mehreren Bewerbern selbst auswählen dürfen.  
Der Name "Volksherrschaft" täuscht etwas vor, was nicht vorhanden ist. Nicht der Wille des 
Volkes, sondern der Wille weniger, die vorgeben, das Volk zu vertreten, hat das Sagen. So 
rief ein holländischer Komiker einmal aus: "Demokratie ist der Wille des Volkes. Jeden Mor-
gen lese ich überrascht in der Zeitung, was ich will." Wir haben in Wahrheit eine Oligarchie, 
in der "die herrschenden Gesetze die Gesetze der Herrschenden" (B. Brecht) sind. Es herrscht 
in den Gesetzen vielfach nicht das von allen als gerecht empfundene Recht, sondern im Ko-
stüm des Rechts herrschen die Interessen der Wenigen. 
Demokratie ist unbedingt notwendig. Nur ist das, was heute so genannt wird, keine wahre 
Demokratie. Es wird das Wort eines positiven Begriffes benutzt, hinter dessen Fassade sich 
etwas ganz anderes abspielt. Und durch die permanente phrasenhafte Preisung des Wortes 
wird das Bewußtsein der Menschen eingelullt, so daß sie schließlich glauben, was ihnen vor-
gegaukelt wird. 
Der geistigen und gesellschaftlichen Geschichte der europäischen Völker liegt als innere, ge-
gen alle Widerstände gärende und treibende Kraft die vorwärts drängende Entwicklung des 
Menschen zur freien, sich selbst bestimmenden Individualität zugrunde. Auch die Demokra-
tie-Bewegung ist letztlich daraus hervorgegangen.  
Das wachsende Bewußtsein, daß nicht nur wenige, sondern jeder Mensch die Wahrheit erken-
nen und aus eigener Einsicht sein Leben selbst bestimmen kann, ließ die Herrschaft eines pri-
vilegierten Adels unerträglich werden. Der Mensch will nicht mehr Gesetzen unterworfen 
sein, die ihm von oben diktiert werden, sondern seine Lebensverhältnisse selbst gestalten und 
an dem, was notwendig gesetzlich geregelt werden muß, als Gleicher unter Gleichen mitwir-
ken. 
Da stellt sich zuerst die für eine freiheitliche Demokratie wesentliche Frage, die zumeist über-
gangen wird, welche Gesetze in einer Gemeinschaft überhaupt notwendig sind. Denn ein Ge-
setz, mag es inhaltlich noch so gut oder gut gemeint sein, schließt immer das freie Handeln 
des Menschen aus und unterwirft es einem äußeren Zwang. 
Wenn Freiheit und Selbstbestimmung, Gleichheit vor dem Gesetz und Sozialverhalten die 
Ideale des demokratischen Staates sind, dann kann dessen Sinn und Aufgabe nur darin beste-
hen, durch die Verfassung, das Zivil-, Straf- und sonstige Ordnungsrecht den schützenden 
Rahmen dafür zu bilden, daß seine Bürger im Sinne dieser die Demokratie in ihrem Funda-
ment begründenden Menschenrechte ihr Leben selber bestimmen und gestalten und darin ihre 
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Persönlichkeit frei entfalten können. Die staatliche Ordnung ist nicht Selbstzweck, sondern 
hat der Entwicklung des Menschen zur freien Individualität zu dienen. 
Gesetze dürfen danach nicht die inhaltliche Regelung der wirtschaftlichen und kulturell-
geistigen Tätigkeit der Bürger, ihr physisches und moralisches Wohl, zum Ziele haben. Denn 
dann setzt sich der Staat an die Stelle der Handlungsintentionen des freien Menschen, schaltet 
mit der Selbstbestimmung seine Freiheit aus und verletzt ihn in seiner Würde als autonomes 
Wesen.  
Der Mensch wird dann nicht als mündiges Subjekt, sondern als Objekt des Willens anderer 
behandelt und erniedrigt. Es wird automatisch ein demokratiewidriges Über- und Unterord-
nungsverhältnis begründet, dem die Menschen passiv ausgesetzt sind.  
Der Staat tritt als Vormund auf, der unausgesprochen voraussetzt, daß die Menschen unmün-
dig seien, denen von den wenigen Mündigen im Staate, von "denen da oben", wie die hilflo-
sen Bürger noch immer bezeichnenderweise sagen, vorgeschrieben werden müsse, was das 
Richtige und Beste für sie sei. Es ist noch eine unbewußt so tief sitzende obrigkeitsstaatliche 
Gewohnheit und Tradition, daß man gar nicht mehr die darin liegende Arroganz und Überheb-
lichkeit empfindet. Sie wird nur durch das suggestiv-mediale Ritual der Parlaments-Wahlen 
verdeckt, das für den Wähler die Illusion des Einflusses erzeugt, in Wahrheit aber die Abgabe 
seiner Freiheit bedeutet. 
Dem demokratischen Staat darf es nur um den Schutz des vom Bürger selbst zu besorgenden 
Wohles vor Gefährdungen, also um die Sicherung des äußeren und inneren Friedens gehen. 
Hier handelt es sich um Aufgaben, die nicht vom Einzelnen, sondern nur im Zusammenschluß 
aller und durch gemeinsam vereinbarte Regeln gelöst werden können.  
Sie sind es, welche die Bildung einer Gemeinschaft als Staat erst nötig machen und ihm kon-
stitutiv zugrunde liegen. Das Strafrecht sorgt für die Sicherheit vor sozial zerstörerischen 
Handlungen, die gegen Leib und Leben gerichtet sind. Das bürgerliche Recht faßt die Bezie-
hungen der Menschen, wie sie sich im wirtschaftlichen und im kulturellen Leben ergeben, in 
Regeln, die dem allgemeinen Gerechtigkeitsempfinden entsprechen. Im Verfahrensrecht ist 
die Selbstjustiz des einzelnen unterbunden und die Verfolgung seines Rechtes zur Sorge der 
Gemeinschaft gemacht, die hier nicht eigene Interessen, sondern diejenigen des Recht suchen-
den Bürgers vertritt. 
Nur in diesem auf allgemeine Regeln reduzierten Rechtsleben des Staates, in dem jeder mün-
dige Mensch urteilsfähig ist, kann es eine parlamentarische Abstimmung geben. In inhaltli-
chen Fragen des Wirtschafts- und des geistig-kulturellen Lebens ist sowieso nur der jeweilige 
Fachmann urteilsfähig. Das wegen der Größe eines Staatsgebietes notwendige repräsentative 
System müßte aber für grundsätzliche Rechtsfragen noch durch Volksabstimmungen ergänzt 
werden. 
Freiheit und Selbstbestimmung des Menschen sind nicht mit einer hierarchischen, vertikalen, 
sondern nur mit einer horizontalen Gesellschaftsstruktur vereinbar. In ihr stehen alle Bürger 
gleichberechtigt nebeneinander und gehen vertragliche Vereinbarungen unter Gleichen ein. 
Welche Gestaltungen sich im kulturellen und im wirtschaftlichen Felde etablieren, kann nur 
unter dem Gesichtspunkt ihrer Fruchtbarkeit und der realen Bedürfnisse von den beteiligten 
Menschen selbst entschieden und vereinbart werden.  
Der Staat hat nur den rechtlichen Rahmen zu setzen, der Privilegien und Monopole verhindert, 
die zu Unterdrückung und Ausbeutung führen. Er hat aber nicht über Parlamente und Wirt-
schafts- oder Kultusministerien irgendeinen dirigierenden Einfluß auszuüben. Das bedeutet, 
daß sich sowohl das Wirtschaftsleben als auch das geistig-kulturelle Leben mit dem gesamten 
Bildungswesen aus ihrer eigenen Kompetenz, d.h. aus der Erkenntnis- und Gestaltungsfähig-
keit der betroffenen mündigen Menschen konstituieren und sich selber - horizontal koordinie-
rend - organisieren. 
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Die Anmaßung des Staates, bzw. der ihn lenkenden Kreise, alle Lebensgebiete des Menschen 
inhaltlich zu reglementieren, hat dazu geführt, daß sich am Flaschenhals des Parlamentes, 
durch den alle Regelungen hindurchmüssen, ein riesiger Schwarm von Interessengruppen, die 
Lobbyisten, festgesetzt hat, um Einfluß darauf zu nehmen. Die größten Interessengruppen sind 
die politischen Parteien, die sogar das Parlament okkupiert haben. Sie stellen ausschließlich 
die "Volksvertreter", die aber in Wahrheit die Interessen ihrer Partei vertreten, der sie verant-
wortlich sind. Sie unterliegen der Partei-Disziplin zur Geschlossenheit in den Abstimmungen, 
dem "Fraktionszwang", der schon für sich die grundgesetzlich garantierte Unabhängigkeit des 
Abgeordneten aushebelt. 
Eine direkte Verbindung zum Volk ist dadurch nicht vorhanden. Es gibt nur eine begrenzte 
Personenwahl, die von den Parteien vorgegeben wird, und eine Gruppenwahl, die ebenfalls 
über die Landeslisten der Parteien erfolgt. 40 % der Abgeordneten kommen schon über einen 
sicheren Listenplatz der Parteien in das Parlament. Sie stehen also schon vor der Wahl fest, 
werden gar nicht von den Bürgern, sondern praktisch von den Parteien bestimmt, in denen nur 
2,4 % des Volkes organisiert sind.  
Die Hoheit der Gesetzgebung liegt de facto nicht beim Abgeordneten, sondern bei seiner Par-
tei. Gesetzgeber ist de facto nicht das Parlament, sondern die Regierungspartei oder die Koali-
tionsrunde der Regierungsparteien. Es wird das Parlament nur formal als Forum benutzt. Die 
tatsächlichen Entscheidungen werden vorher in der Partei gefällt, in der Legislative und Exe-
kutive eins sind, die Gewaltenteilung also aufgehoben ist. 
Diese scheindemokratischen Strukturen geben nun die Möglichkeit ab, daß Hintergrundkreise 
diese Oligarchie als Instrument benutzen und für ihre Interessen und Ziele einspannen können, 
so daß die Politiker vielfach nur ihre Marionetten sind. Daß zu diesen Hintergrundkreisen die 
Finanzindustrie gehört, ist für jedermann mehr als offensichtlich geworden.  
Die Vorgänge in der "Eurorettung" offenbaren ja jedem, wessen Interessen hier bedient wer-
den. Astronomische Summen, den Steuerzahlern des einen Volkes geraubt, werden in schein-
barer Solidarität den überschuldeten anderen Völkern gegeben, fließen aber in Wahrheit den 
internationalen Banken zu, um deren Forderungen zu begleichen. Zusätzlich werden noch 
Schulden der Banken direkt getilgt. 
Schon 1910 listete der Franzose Francis Delaisi 55 Männer auf, die in Wirklichkeit Frankreich 
beherrschten und ausbeuteten (La Demokratie et les Financiers). Dem Großkapital sei es ge-
lungen, aus der Demokratie das wunderbarste und wirksamste Werkzeug zur Ausbeutung der 
Gesamtheit zu machen. Man denke gewöhnlich, die Finanzleute seien Gegner der Demokratie. 
Das sei ein Irrtum, sie seien deren Leiter und bewußte Förderer. Die Demokratie bilde die 
spanische Wand, hinter der sie ihre Ausbeutungsmethode verbergen, und in ihr fänden sie das 
beste Verteidigungsmittel gegen die etwaige Empörung des Volkes. Es gibt keine Anzeichen, 
daß das heute anders wäre. 
Graf Coudenhove-Kalergi, der große Vorantreiber eines europäischen Superstaates, schrieb 
als Kenner der Szene hinter den Kulissen 1925 in seinem Buch "Praktischer Idealismus": 
"Heute ist Demokratie Fassade der Plutokratie. Weil die Völker nackte Plutokratie nicht dul-
den würden, wird ihnen die nominelle Macht überlassen, während die faktische Macht in den 
Händen der Plutokraten ruht. In republikanischen wie in monarchischen Demokratien sind 
die Staatsmänner Marionetten, die Kapitalisten Drahtzieher: Sie diktieren die Richtlinien der 
Politik, sie beherrschen durch Ankauf der öffentlichen Meinung die Wähler, durch geschäftli-
che und gesellschaftliche Beziehungen die Minister. … Die Plutokratie von heute ist mächti-
ger als die Aristokratie von gestern: denn niemand steht über ihr als der Staat, der ihr Werk-
zeug und Helfershelfer ist." 
Sowie dem Staat die angemaßten inhaltlichen Regelungen in der Wirtschaft, einschließlich 
des Geldwesens, und in der Kultur entzogen würden, hätten die Interessengruppen bei Parla-
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ment und Regierung keine Ansatzpunkte mehr, und auch die politischen Parteien würden ver-
schwinden. Damit entfiele zugleich für die Hintergrundkreise die Möglichkeit, über politische 
Marionetten die Gesellschaft in ihrem Sinne zu lenken und zu prägen. 
Für Volksabstimmungen und natürlich noch notwendige Parlamente der Volksvertreter bliebe 
nur die Kompetenz der oben skizzierten Rechtssetzung im eigentlichen Sinne, bei der es nicht 
um inhaltliche Teil- oder Gruppeninteressen, sondern um den rechtlichen Rahmen geht, in 
dem jeder Mündige urteilsfähig ist. 
Das bedeutet, daß sowohl das Wirtschaftsleben als auch das geistig-kulturelle Leben ihre je-
weils eigenen Verwaltungen bräuchten, in denen horizontal in kooperierenden Körperschaften 
die notwendigen koordinierenden, aufeinander abstimmenden vertraglichen Vereinbarungen 
getroffen werden. So daß sich eine Dreigliederung des gesellschaftlichen Lebens in das 
Rechts-, Wirtschafts- und Kulturleben ergäbe, die durch eigene Verwaltungen eine relative 
Unabhängigkeit voneinander hätten, sich aber funktional wie in einem Organismus durchdrin-
gen würden.  
Auf diese Notwendigkeit hat bereits Anfang des 20. Jahrhunderts der vielfach verkannte Ru-
dolf Steiner in seiner Schrift "Die Kernpunkte der sozialen Frage" und in vielen Aufsätzen 
und Vorträgen hingewiesen. 
Es kommt alles darauf an, die jetzige "demokratische" Diktatur endlich im Sinne des sich 
selbst bestimmenden freien Menschen zu verändern, wenn sich die Katastrophen nicht fortset-
zen sollen.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 22. Juni 2013 (x887/...): 
>>"Vierte Gewalt" - nur eine Anmaßung  
Meinungsfreiheit ist ein hohes Gut. Zu Recht wird sie im Grundgesetz ausdrücklich geschützt. 
Aber wie weit darf sie gehen, wo sind die Grenzen? Und ist Meinungsfreiheit identisch mit 
Pressefreiheit? 
Unsere Medien sehen sich als Träger der öffentlichen Meinung, also auch als Objekt der staat-
lich geschützten Meinungsfreiheit. Gern nennen sie sich "Vierte Gewalt". Aber sind sie das 
wirklich? 
Einmal abgesehen davon, daß unser Grundgesetz eine "Vierte Gewalt" überhaupt nicht kennt - 
die freie Presse hat die Aufgabe, die drei Gewalten des demokratischen Rechtsstaats - Gesetz-
gebung, Exekutive, Justiz - zu kontrollieren und das Volk als obersten Souverän darüber zu 
unterrichten. Sie hat nicht die Aufgabe, die Organe des Staates zu ersetzen. 
Genau das aber maßen sich viele Journalisten und Publizisten an. Sie wollen nicht mehr "nur" 
Beobachter und Kommentatoren sein, sondern Ermittler, Richter und Henker in Personaluni-
on. Da werden Verdächtigte schon vor dem ersten Prozeßtag in Schlagzeilen verurteilt und 
dämonisiert. Da werden mißliebige Politiker falsch oder bewußt unvollständig zitiert. Wer mit 
allzu aufdringlichen Enthüllern nicht reden will, wird - Waffenfreunde, aufgepaßt! - mit vor-
gehaltenem Mikrofon genötigt. Und die Verkommenheit korrupter Wirtschaftsbosse läßt sich 
mit nichts so demonstrieren wie mit vertraulichen Papieren, die man für ein saftiges Schmier-
geld von einem Justizbeamten gekauft hat. 
Solche Journalisten sollten nicht auch noch behaupten, sie seien "die Öffentlichkeit". Was sie 
schreiben und senden, ist nicht öffentliche Meinung, sondern ihre eigene veröffentlichte Mei-
nung.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 13. Juli 2013 (x887/...): 
>>Land minderen Rechts 
NSA-Skandal wirft alte Frage neu auf: Wie souverän ist Deutschland? 
Kanzlerin und Opposition spielen die Empörten. Doch glauben kann ihnen die Entrüstung 
niemand, der die Hintergründe kennt. 
Die Enthüllungen des Edward Snowden haben den Blick auf einen lange verdrängten dunklen 
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Punkt der deutschen Wirklichkeit gelenkt: die noch immer eingeschränkte Souveränität unse-
res Landes gegenüber ehemaligen Besatzungsmächten. 
Wie beiläufig tritt zutage, daß die Deutschen nicht nur massiv ausspioniert werden, sondern 
daß zudem deutsche Geheimdienste nach einer Vereinbarung von 1968 verpflichtet sind, 
Rohdaten an die Westalliierten weiterzugeben. BND, Verfassungsschutz und Militärischer 
Abschirmdienst erscheinen so als Handlanger fremder Mächte. Die Vereinbarungen waren bis 
2012 geheim. Angeblich nehmen Westalliierten ihr Recht seit 1990 nicht mehr in Anspruch - 
so wird behauptet, doch was darf man nach den jüngsten Enthüllungen noch glauben? 
Im Zusammenhang mit der Vereinbarung berichtet die "Frankfurter Allgemeine Sonntagszei-
tung" von mehreren gemeinsamen Absichtserklärungen von BND und US-Geheimdiensten, 
die weiterhin als streng geheim eingestuft würden. Solche unheilvollen Andeutungen rufen die 
sagenumwobene "Kanzlerakte" in Erinnerung:  
Eine Verpflichtungserklärung, welche alle deutschen Regierungschefs nach Amtsantritt zu 
unterzeichnen hätten. Allein Willy Brandt soll sich, erbost und entsetzt vom Inhalt, zunächst 
geweigert haben, die Akte zu unterzeichnen. Erst, als ihm eindringlich bedeutet wurde, daß 
alle seine Vorgänger unterschrieben hätten und dies auch für ihn unumgehbar sei, habe er sich 
gefügt. Brandt nannte die Akte einen "Unterwerfungsbrief", wie Egon Bahr 2009 in der "Zeit" 
enthüllte hat. 
Bis zur Offenlegung durch Bahr wurden alle Mutmaßungen über die "Kanzlerakte" ins Reich 
der Verschwörungstheorien verbannt. Seitdem hat sich ein Spalt geöffnet auf eine Realität, 
vor deren Hintergrund die spontane Entrüstung der Kanzlerin wie der Opposition über die 
NSA nur noch scheinheilig klingt. "Freunde abhören geht gar nicht", empört sich Merkel we-
nig glaubwürdig, der innenpolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, Dieter Wie-
felspütz, tönt: "Keine Bundesregierung kann akzeptieren, daß wir ein Land minderen Rechts 
sein sollen." Und warum haben SPD-Regierungen das dann getan? 
Für den Status "minderen Rechts" spricht, daß deutscherseits offenbar kaum Gegenspionage 
betrieben wird. Überdies bauen die USA nach Absprache mit deutschen Behörden in Wiesba-
den für mehr als 100 Millionen eine neue Spionagezentrale.  
Solche Nachrichten richten schweren Vertrauensschaden an. Die Deutschen könnten den Ein-
druck gewinnen, daß ihre Politiker Deutschlands Interessen an andere Länder verraten und ihr 
eigenes Volk hinters Licht führen. Um dem zu begegnen, muß Merkel mehr liefern als durch-
schaubare Wahlkampfsprüche.<< 
Die "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 21. Juli 2013: >>Überwachung durch US-Ge-
heimdienste unterirdisch  
Die US-Spionage in Deutschland schneidet die Wurzeln der Grundrechte ab. Das ist staatsge-
fährdend. Und was macht Innenminister Friedrich, der ja auch Verfassungsminister sein soll? 
Mit seinem Gerede von einem Supergrundrecht Sicherheit versucht der CSU-Mann, die Un-
terhöhlung des Bodens des Grundgesetzes sogar noch zu rechtfertigen. … 
Vom Beginn der Bundesrepublik an waren alle politischen Kräfte bestrebt, auf dem Boden des 
Grundgesetzes zu agieren. Jede Partei behauptete das von sich selbst, bisweilen sprach die 
eine das der anderen ab. Der Boden des Grundgesetzes wurde so zum Ort, auf dem die großen 
politischen Streitigkeiten ausgetragen wurden. Ob bei der Anti-Terror-Gesetzgebung oder bei 
den Milliardenbürgschaften für Banken und Euro - die große Frage lautete und lautet: Steht all 
das noch auf dem Boden des Grundgesetzes? … 
Die unterirdische Überheblichkeit des Sicherheitsapparates 
Dieses Selbstbewußtsein und diese Selbstsicherheit geraten ins Wanken, seitdem bekannt 
wird, daß unter dem Boden des Grundgesetzes US-Geheimdienste arbeiten, die sich um die 
deutschen Grundrechte nicht scheren; die das Fernmeldegeheimnis so wenig achten wie den 
Schutz der Privat- und Intimsphäre der Bundesbürger; die das Recht der Menschen auf infor-
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mationelle Selbstbestimmung nicht respektieren; die das Computer-Grundrecht, also das vom 
Verfassungsgericht geschaffene Recht auf Vertraulichkeit und Integrität informationstechni-
scher Systeme, ja den gesamten Datenschutz ignorieren, den Gesetzgeber und Bundesverfas-
sungsgericht in Jahrzehnten geschaffen haben. … 
Widerspruch zum Grundgesetz 
Das Spionagenetz, das die Amerikaner einst in ihrer deutschen Besatzungszone errichtet ha-
ben, existiert immer noch, jetzt in ganz Deutschland. Die NSA baut gerade in Wiesbaden ein 
neues Spionagezentrum. … 
Das alles hat nicht Edward Snowden herausgefunden, sondern der Freiburger Historiker Josef 
Foschepoth, der über die Post- und Fernmeldeüberwachung in der alten Bundesrepublik ge-
forscht und 2012 ein aufsehenerregendes Buch geschrieben hat: "Überwachtes Deutschland". 
Edward Snowden hat freilich aufgedeckt, daß die Überwacherei exzessiv weitergegangen ist 
und weitergeht, auch nach der Wiedervereinigung und dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag, der 
Deutschland angeblich die volle Souveränität gegeben hat. 
Die Mißachtung des deutschen Grundrechts hat einen beschwichtigenden Namen: "Strategi-
sche Kontrolle" nennt das der US-Geheimdienst. Das ist nicht nur eine Kontrolle bestimmter 
Telefonate, das ist nicht nur ein Zugriff auf bestimmte Internet-Daten, sondern die Kontrolle 
des gesamten Telefon- und Internetverkehrs. "Strategische Kontrolle" ist grob verharmlosend, 
Schleppnetzüberwachung sagt man besser. Sie ist der GAU für das Allgemeine Persönlich-
keitsrecht - die Größte Anzunehmende Überwachung. Es existiert in Deutschland eine grund-
rechtsverachtende Parallelwelt, eine Unterwelt. 
Vom Wesensgehalt der Grundrechte ist kaum etwas übrig  
Das Grundgesetz sagt, "in keinem Fall darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet 
werden". Zum Wesen der US-Spionage gehört aber ersichtlich, vom Wesen der genannten 
Grundrechte kaum etwas übrigzulassen. 
Der Boden des Grundgesetzes verliert seine Stabilität. Die Statik des deutschen Rechtsstaats, 
der auf diesem Boden errichtet wurde, wankt. Die Tektonik der Verfassung bricht. Die Si-
cherheit der Menschen im Recht leidet, die Geborgenheit im Rechtsstaat geht verloren. Die 
umfassende, generelle und flächendeckende US-Überwachung der Bundesbürger ist nicht ein-
fach nur ein Angriff auf die deutsche Souveränität. Sie ist ein umfassender Angriff auf die 
Grundrechte der deutschen Bürger. … 
Innenminister Friedrich - ein Ministrant der US-Sicherheitspolitik 
… Der deutsche Staat hat den umfassenden Schutz der Grundrechte des Grundgesetzes garan-
tiert. Wenn er diese Garantie nicht einhalten kann oder einhalten will, wenn diese Garantie 
also nichts mehr gilt, handelt es sich um einen Fall von Staatsnotstand. 
Der Bundesinnenminister ist zugleich Verfassungsminister. Der derzeitige Amtsinhaber Hans-
Peter Friedrich, CSU, ist sich offensichtlich dessen nicht bewußt. Er tut so, als gelte es ledig-
lich, den Amerikanern gesprächsweise beizubringen, daß die Deutschen halt so sensibel seien, 
wenn es um ihre Grundrechte geht. Minister Friedrich versteht offenbar nicht, daß der Schutz 
der Grundrechte der Bürger zum Wesen des Staates und zu den Hauptaufgaben seines Amtes 
gehört. Es geht bei den Spionageangriffen nicht um Petitessen, es geht nicht um Sensibilitä-
ten, es geht um den Kern von Demokratie und Rechtsstaat. 
Ein Minister, dem man das erst erklären muß, ist nicht ein Minister der Bundesrepublik, son-
dern ein Ministrant der US-Sicherheitspolitik. Mit seinem Reden von der Sicherheit als einem 
Supergrundrecht macht er sich zum NSA-Bruder, zum Bruder im Geiste des US-Geheim-
dienstes. Die Erfindung eines ungeschriebenen Supergrundrechts Sicherheit ist der Versuch, 
die Unterhöhlung des Bodens des Grundgesetzes zu rechtfertigen.  
Der alte, berühmt-berüchtigte Satz des Staatsrechtlers Carl Schmitt - "souverän ist, wer über 
den Ausnahmezustand entscheidet" - darf aber nicht Wahrheit werden. Heute muß gelten: 
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Souverän ist, wer die Grundrechte seiner Bürger schützen kann. Innenminister Friedrich ist es 
nicht. Diese Bundesregierung ist es auch nicht. Ist es der deutsche Staat? 
Manche halten die US-Spionage für Montezumas Rache an der Internet-Generation  
Angeblich existieren immer noch etliche vage ehemalige alliierte Vorbehaltsrechte, die den 
USA zum Schutze ihrer Truppen in Deutschland alles Erdenkliche und nicht näher Festgeleg-
te erlauben. Angeblich haben die Amerikaner beim US-Besuch des deutschen Innenministers 
auf die Ausübung solcher alten Rechte verzichtet. Nichts Gewisses weiß man nicht. Aber man 
hat das unangenehm mulmige Gefühl, daß es darauf nicht ankommen wird - weil die USA 
ganz unabhängig davon, ob noch ein dünner Faden von US-Vorbehaltsrechten in Deutschland 
existiert, die Macht haben und die Macht nutzen, auf alle Daten zuzugreifen, die sie wollen. 
… 
Die Anti-Terror-Politik aber hat Recht und Rechte weggeräumt 
Die Sicherheitsapparate eines Polizeistaats dürfen alles, was sie können. Die Sicherheitsappa-
rate eines Rechtsstaats können alles, was sie dürfen. Sie dürfen und können ziemlich viel, aber 
das hat eine Grenze. Das galt vor dem 11. September 2001, und das muß auch nachher so 
sein; es ist aber nicht mehr so. Die Sicherheitspolitik der westlichen Länder hat in ihren Reak-
tionen auf die Terroranschläge verkannt, daß auf Dauer nur Recht die Freiheit sichern kann. 
Die Anti-Terror-Politik aber hat Recht und Rechte weggeräumt, um so für Sicherheit zu sor-
gen. … 
Stark ist nicht der Staat, der den Bürgern mit einem Generalverdacht gegenübertritt und 
grundsätzlich jedem mißtraut. Stark ist der Staat, der die Sicherheit hat, daß die Menschen- 
und Bürgerrechte die besten Garanten der inneren Sicherheit sind. Der demokratische Staat, 
der nur wegen und aus der Freiheit seiner Menschen besteht, darf sich nicht gegen seine 
Schöpfer wenden. 
"Der Staat ist um des Menschen willen da, nicht der Mensch um des Staates willen." Das steht 
im ersten Entwurf des Grundgesetzes, im Artikel 1 des Entwurfs von Herrenchiemsee. Die 
USA haben dies einst die Deutschen gelehrt.<< 
 


